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ugen Kleindienst

Dıie Finanzquellen bırchlicher Rechtsträger
Se1it den Gemeinden der Urchristen VErMaAaS die Kirche iıhren Aufgaben 1mM
Dienst für CGott un!: die Menschen 1i gerecht werden, WE ıhr auch die
nötıgen materiellen Miıttel S: Verfügung stehen!‘. Der wiırtschaftlichen Sıcher-
stellung des JE besonderen Auftrags kirchlicher Rechtsträger dienen als Fiınanz-
quellen herkömmlich die Erträgnisse des Kırchenvermögens, die Gaben und
Abgaben VO Mitgliedern b7zw. Gläubigen SOWI1e die Leistungen elınes Staates
oder sonstiger Dritter. iıne bedeutsame Veränderung 1in der Wertigkeit dieser
Finanzquellen bedingte die 508 Sikularisatıon. U Begınn des 19 Jahrhunderts
wurde die katholische Kırche durch „Verweltlichung“, also Zwangsweıse
Überführung großer Teıle ıhres rechtmäßig erworbenen Vermögens auf welt-
liıche Erbfürsten, ıhre trühere weıtgehende wirtschaftliche Selbständigkeıt
gebracht. Im Gegenzug fand sıch der staatlıche Souverän bereıt, die tortan
bestehende tfinanzıelle Abhängigkeıt der Kirche durch ZEWISSE (konkordatäre)
Leistungen, aber auch durch die Gewährung des Rechtes auf Kırchensteuern
beheben wollen.

Der Vollzug des Reichsdeputationshauptschlusses ın Bayern
Im Frieden VO Luneviılle (9 Februar wurde die Abtretung aller Iınks-
rheinischen Gebiete Frankreich völkerrechtlich bestätigt; gemäfß dessen
Art sollten die betroffenen weltlichen Erbfürsten durch rechtsrheinısches

Abdruck MmMI1t treundlicher Erlaubnıiıs des Herausgebers AUS Erwiın Gatz, Geschichte des kırch-
lichen Lebens 1ın den deutschsprachigen Ländern selt dem Ende des 18 Jahrhunderts, VI
Freiburg-Basel-Wıen 2000
Vgl Joh L3 2 terner Th Specht, Vorträge des Augustinus über das Evangelium des hl
Johannes, 1ın Bardenhewer, Schermann, Weymann (FrSS) Bibliothek der Kırchen-
vater, Band V1, Kempten und München 1914, 825 (828 Vortrag).
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Reichsgebiet entschädigt werden. Geistliche Fürsten als 508 Wahlftürsten mufs-
ten WwW1e€e andere nıcht erbfürstliche Terrıtorıien, ınsbesondere die Reichsstädte,
mi1t ıhrem Gebiet tür diesen Ausgleich aufkommen:  2  ö Zur Vorbereitung der
Entschädigung durch Siäkularisation wurde 1n Regensburg August 1802

Vermittlung SOWI1e Begleitung VO Frankreich un Rufßland eıne aufßer-
ordentliche Reichsdeputation eingesetzt. Diese Abordnung bestand Aaus acht
VO OIt ständıg versammelten Reichstag bestellten Miıtgliedern, welche
eiınem kaiserlichen Bevollmächtigten SOWIe den Gesandten der beiden vermıiıt-
telnden europäıischen Grofßmächte tagten. Die Deputierten selbst enNts  tenNn

Je YANER Häilfte dem Kurfürstenrat (Maınz, Böhmen, Sachsen un: Brandenburg)
SOWIe dem Fürstenkollegium (Bayern, och- un! Deutschmeıster, Uurttem-
berg un: Hessen-Kassel)?. Der dem Z Februar 1803 vertaßte Entwurt
oder „Hauptschlufß“ der geNANNLEN Reichsdeputation wurde dem Reichstag
FAn Beschlufsfassung unterbreitet un: OFT Maärz 1803 z Reichsgut-
achten erhoben. Die Ratıitikation des Kaıiısers erfolgte 28 Aprıl 1803; 1L1UT

die Beschlüsse ber die ( ül Stimmverteilung 1m Reichstag haben die kaıser-
lıche Bestätigung nıcht erhalten. So behielt dieses Reichsgesetz als 1n Staats-
recht transformiertes Völkerrecht die Bezeichnung „Reichsdeputationshaupt-
schluf“ (RDHS) be1 Insotern der DHS die reichsunmittelbaren geistlıchen
Herrschaften aufhob, deren Landeshoheit auf weltliche Erbfürsten übertrug
un! damıt zugleich die Reichsstandschaft der geistlichen Wahlftürsten een-
dete, bezeichnet INnNnan diesen Vorgang herkömmlich als reichsständische der
Herrschaftssäkularisation?. Als Rahmengesetz mıt programmatıschen Normen
eröffnete der DHS daneben den weltlichen Erbfürsten eıne umftassende Ent-
eignung kırchlicher (süter un 1ef% diese Vermögens- oder Kirchengutssäkula-
rısatıon sowohl durch eıne verschieden gestaltete einzelstaatliche (Gseset7z-
gebung W1e€ auch durch Verwaltungsakt 1im FEinzeltall ach dem Jjeweılıgen
Ermessen der damıt betaften Behörde Die Vermögenssäkularısation 1ın
Deutschland bietet tolglich eın außerst buntes un! uneinheiıtliches Bild?

Man ann Bayern aus Gründen als das klassısche Land der deutschen
Sikularisation bezeichnen: wurde S1e doch dort, WECeNnN I1la  - Vo Frankreich ab-

Vgl Liermann, Handbuch des Stittungsrechts, l%and Geschichte des Stifttungsrechts,
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sıeht, dem aufgeklärten Regime des Maxımıilian Freiherrn VO Montgelas
radikalsten un!: doktrinärsten durchgeführt®. amentliıch die Ermächti-

SunNng der weltlichen Erbfürsten ach 35 RDHS, auch dıe 1ın ihren herkömm-
lıchen Gebieten gelegenen, durch die landständische Verfassung bislang gCc-
schützten (Hoch-)Stifte, Abteıen un Klöster autzuheben SOWIl1e ıhr E1gentum
auch ZUr Erleichterung der Fınanzen des Landesherrn verwenden, WTr ein
Erfolg der bayerischen Diplomatıe”, Montgelas VOrTLTGr die Auffassung, da{ß
Bayern dem Schicksal e1ınes aufgeteilten Polens 11UT entgehen könne, WEenNnNn

den Begehrlichkeiten des österreichıischen Kaisers auf se1n Gebiet mı1t Hılfe
VO Frankreich, Preufßßen un:! Rufßland Widerstand leiste SOWI1e mi1t Unterstut-
ZUNg dieser Mächte ANSCINCSSCIHLC Entschädigungen für selne verlorenen lınks-
rheinischen Gebiete erwerbe. Nur eın als geschlossener Miıttelstaat erstarktes
Bayern könne sıch Osterreich behaupten SOWl1e 1n den Augen der ande-
ECH Grofßmüächte nuützlich un: erhaltenswert erscheinen  8  k Die nachstehenden
Ausführungen nehmen daher beispielhaft die in Bayern ach der Vermögens-
säkularısatıon och verbliebenen eıgenen Finanzquellen kirchlicher Rechtsträ-
gCI 1in den Blıck, wobel Z Verdeutlichung iınsbesondere auf die Verhältnisse
1im Bereich des Bıstums Augsburg ezugSwiırd

Das Hochstift Augsburg
Das Hochstift Augsburg tiel als reichsunmuıittelbares tfürstbischöfliches Terrıto-
rıum ebenso WwW1€ die Hochstifte Bamberg, Freising, Passau und Würzburg
WwW1€e Teile des Hochstifts Fichstätt 1m Rahmen der Herrschaftssäkularisation
vemäfßs DHS das Kurfürstentum Ptalz-Bayern. Jle weltlichen (Csuter
des Fürstbistums Augsburg einschliefßlich der Ausstattung, also des Dota-
tıonsvermÖögens des Bischöflichen Stuhls gingen infolge der Kirchenguts-
säkularısatıon auf den Landesherrn ber. Di1e betreffenden Regelungen
der \ 35 36 un DHS haben den Umstand, da{ß$ die LDomänen der ge1ISt-
lıchen Wahlfürsten nıcht L11UT weltlichen, sondern auch un!: gerade kırchlichen
Aufgaben dienten, 11UT unzulänglich berücksichtigt. Der depossedierte Furst-

Liermann (Anm. 2) 216
Vgl Weı1s, Die Säkularısatıon der bayerischen Klöster 1802/1803, München 1983, 45

Weıs, Ansbach 1796 Der Aufstieg eiınes Staatsmannes, iın Henker, Hamm,
Brockhoff Bayerns entsteht Montgelas und se1ın Ansbacher Memuoıre VO 1796,

Regensburg 1996, 45 50)
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bischof Clemens enzeslaus VO Sachsen erhielt als Inhaber des Bischöflichen
Stuhls der Diözese Augsburg eıne ANSCINCSSCILC Wohnung SOWI1e eıne Sustenta-
t10N ach Maißsgabe VO  — SS 50 un: RDHS; ansonsten behielt lediglich dıe
bischöfliche Amtsgewalt inne. Die 10zese Augsburg wurde auf diese We1ise
V Kostganger des Staates:;: enn „die Verwaltung des Kırchenvermögens
kommt, als eın blofß weltliches Geschäfrt un A4US dem Grunde WÜHSGErFGT obersten
Schutzherrlichkeıt, der56  Eugen Kleindienst  bischof Clemens Wenzeslaus von Sachsen erhielt als Inhaber des Bischöflichen  Stuhls der Diözese Augsburg eine angemessene Wohnung sowie eine Sustenta-  tion nach Maßgabe von $$ 50 und 51 RDHS; ansonsten behielt er lediglich die  bischöfliche Amtsgewalt inne. Die Diözese Augsburg wurde auf diese Weise  zum Kostgänger des Staates; denn „die Verwaltung des Kirchenvermögens  kommt, als ein bloß weltliches Geschäft und aus dem Grunde unserer obersten  Schutzherrlichkeit, der ... von uns angeordneten Stiftungskuratel zu“?. Soweit  ersichtlich, ließ das damalige Kurfürstentum und spätere Königreich Bayern  die bisherigen Hochstifts- bzw. (Dom-)Kapitelverwaltungen — namentlich  nach dem Tode des Fürstbischofs von Augsburg (27. Juli 1812) — unter der  Bezeichnung eines „Bischöflichen Vikariats“ weiterarbeiten und die Bistums-  angelegenheiten wahrnehmen‘®, die sich jedoch ausschließlich auf innerkirch-  liche Gegenstände zu beschränken hatten; nämlich „die Glaubenslehre, die  Form und Feier des Gottesdienstes, die kirchliche Amtsführung, den religiö-  sen Volksunterricht, die Kirchendisziplin, die Approbation und Ordination der  Kirchendiener, die Einweihung der zum Gottesdienst gewidmeten Gebäude  und der Kirchhöfe sowie die Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen  «11  Sachen  . Für die ehemalige fürstbischöfliche Hofkammer eröffnete sich  durch derartige Beschränkungen kaum mehr ein Betätigungsfeld, das ihr erlaubt  hätte, kircheneigene Finanzquellen zu schaffen und selbst zu bewirtschaften.  Die dem Fürstbischof von Augsburg bislang unterstellten Kollegiat- oder  Niederstifte in der Reichsstadt Augsburg, nämlich St. Gertrud, St. Moritz,  St. Peter und St. Stephan, erhielt im Rahmen der Herrschafts- und Vermögens-  säkularisation zunächst die Reichsstadt Augsburg'?, im Jahre 1805 sodann das  Kurfürstentum Bayern. Die dem Fürstbistum Augsburg ebenfalls zugeord-  neten Kollegiatstifte ın Dillingen (St. Peter), Grönenbach (HIl. Philipp und  Jakob), Habach (St. Ulrich) und Neuburg (St. Peter) fielen sogleich an den  bayerischen Kurfürsten ($ 2 RDHS); jene in Ellwangen (gefürstete Reichs-  propstei) und Schwäbisch Gmünd (Unsere Liebe Frau) gingen an den Herzog  von Württemberg ($ 6 RDHS). Das Kollegiatstift in Edelstetten (gefürstetes  9 685 des Ediktes vom 24. 3. 1809 über die äußeren Rechtsverhältnisse der Einwohner des Kö-  nigreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften (RegBl. 1809,  8. 897).  10 W. Müller, Bischöfe, Domkapitel und Diözesanverwaltung nach der Säkularisation, in  W. Brandmüller (Hrsg.), Handbuch der Bayerischen Kirchengeschichte, Band 3, St. Ottilien  1991, S. 85 (89).  11 $42 des unter Anm. zitierten Edikts.  12 Vgl. $27 RDHS.VO u1l$s angeordneten Stittungskuratel zr  «9 Soweılt
ersichtlıich, 1efß das damalıge Kurfürstentum un:! spatere Königreıich Bayern
die bisherigen Hochstitts- b7zw. (Dom-)Kapıtelverwaltungen namentlich
ach dem ode des Fürstbischofs VO Augsburg 27 Juli der
Bezeichnung eınes „Bıschöflichen Vikarıats“ weıterarbeiten un! die Bıstums-
angelegenheıten wahrnehmen‘”, die sıch jedoch ausschliefßlich auf iınnerkiıirch-
lıche Gegenstände beschränken hatten: nämlich „dıe Glaubenslehre, die
orm un: Feıier des Gottesdienstes, die kırchliche Amtsführung, den relig16-
SCI1 Volksunterricht, die Kırchendiszıplin, die Approbation un!: Ordinatıon der
Kıirchendiener, die Einweihung der ZU Gottesdienst gewıdmeten Gebäude
un der Kırchhöte SOWIl1e die Ausübung der Gerichtsbarkeit 1ın rein geistlichen

c 11Sachen Fur die ehemalige fürstbischöfliche Hofkammer eröffnete sıch
durch derartige Beschränkungen aum mehr ein Betätigungsteld, das ıhr erlaubt
hätte, kırcheneigene Finanzquellen schaffen un!: selbst bewirtschaften.

Die dem Fürstbischof VO Augsburg bıslang unterstellten Kollegiat- oder
Nıederstifte 1n der Reichsstadt Augsburg, namlıch ST Gertrud, St Morıtz,
St DPeter un:! St Stephan, erhielt 1im Rahmen der Herrschatts- un! Vermögens-
sakularısatıon zunächst die Reichsstadt Augsburg‘“, 1mM Jahre 1805 sodann das
Kurtürstentum Bayern. Die dem Fürstbistum Augsburg ebenfalls zugeord-

Kollegiatstifte 1n Dillingen (St Peter), Grönenbach (HIl Philipp un:
Jakob), Habach (St Ulrıich) un! Neuburg (St Peter) tielen sogleich den
bayerischen Kurfürsten ($ RKDHS): jene 1n Ellwangen (gefürstete Reichs-
propstel) un: Schwäbisch Gmünd (Unsere Liebe Frau) gingen den Herzog
VO Württemberg ($ Das Kollegiatstift 1ın Edelstetten (gefürstetes

\ 85 des Edıiktes VO 1809 ber die aufßeren Rechtsverhältnisse der Einwohner des KD
nıgreichs Bayern 1n Beziehung aut Religion un! kırchliche Gesellschatten (RegBl. 1809,

897)
10 Müller, Bıschöfe, Domkapıtel und Diözesanverwaltung ach der Sakularısatıon, 1n

Brandmüller (Hrsg.), Handbuch der Bayerıischen Kırchengeschichte, Band 3) St Ottilıen
19901, (89)

11 ( 42 des Anm. zıtlerten Edıikts.
Vgl 027 DHS
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Damenstift) bekam der Fürst VO Ligne ($ 11 jenes 1n Lindau (gefür-
StGLCS Damenstift) zunächst der Fürst VO Bretzenheim ($ FA 1805
sodann das Kurfürstentum Bayern.

Der durch Aufen-, Fınanz- un:! Innenminister raf VO Montgelas 1m Ver-
rag VO 1ed (8 Oktober 1813 vorbereıtete Bündniswechsel VO Frankreich

ÖOsterreich verhalt dem rechtsrheinıschen Bayern letztlich ZUEE. heutigen
Gestalt. Linksrheinisch bıldete der Wıener Kongrefß ein geschlossenes Terrıto-
rum, das als bayerische Pfalz bıs 1945 Bayern gehörte. Durchaus tolgerich-
t1g torderte Kardınal-Staatssekretär Ercole Consalvı, der Vertreter des Aposto-
ıschen Stuhls auf dem Wıener Kongrefß, die Wiederherstellung der kırchlichen
Macht- un Besitzverhältnisse in Deutschland, W1e€e S1€e VOT der Siäkularısation
bestanden. och dieser Wunsch W1€ auch der Abschlufß eines Reichskonkor-
ats scheiterten entschiedenen Wiıderstand namentlich des Königreiches
Bayern, das eigene Verhandlungen mi1t Rom anstrebte.

Der Bıschöfliche Stuhl der 1ö7zese Augsburg
Di1e Artıkel mı1t \A des Konkordates VO Junı 1817 zählten die alt-

liıchen Leistungen auf, welche die Stelle der vermögensrechtlichen Ver-
pflichtungen des Königreichs Bayern traten, die 1m DHS VO 1803 festgelegt

Erwähnt se1 1er die vorgesehene Ausstattung der erzbischöflichen un
bischöflichen Stühle mıt Je eiıner Dotatıon 1ın (suütern un!: ständıgen Fonds,
deren jahrliıchen Einkünfte, ach Abzug der Lasten, den berechtigten Erz-
bıschöten un! Bıschöfen eınen ANSCIHNCSSCHECH Lebensunterhalt ermöglıchen
sollten; terner wurde ıhnen Je eıne standesgemäfße Wohnung angewlesen““.
Wenngleıich das Bayerische Konkordat 1n Art Abs für den Vollzug dieser
Dotatıon in Csütern un: Fonds eiınen Zeıiıtraum VO einem Vıerteljahr der
höchstens VO einem halben Jahr ach der Ratıtikation vorsah, vingen dıe Ver-
handlungen 1LLUT sehr schleppend un blieben letztlich ergebnislos””.
Art 10 Bst a) des geltenden Bayerischen Konkordates VO Marz
192416 bestimmt daher, da{fß der Freıistaat Bayern, „solange eıne solche Dotatıon

13 GBI 1818, 39/
Art. Abs r un: BayKonk/1817; Art 10 Bst. a) und e) BayKonk/1924.

15 Vgl Groll, Das eu«c Augsburger Domkapıtel Von der Wiedererrichtung (1817/21) bıs
ZU Ende des weıten Weltkrieges (1945), Vertassungs- und Personengeschichte, St. Ottıilıen
1996, 303

16 BayRS 2220-1-K, geändert durch Vertrag VO 19858 241)
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nıcht ın angegebener Weise überwıesen werden kann, (er) dafür eine Jah
eisten (wird), die Zugrundelegung der 1mM Konkordate VO

1817 testgelegten Verpflichtungen un: 1ın Anlehnung die entsprechenden
Aufwendungen des Staates für seiıne eigenen 7wecke den jeweıliıgen
wirtschaftlichen Zeitverhältnissen angepafst wiırd‘ Auf das „Gesetz ber die
Bezuüge der Erzbischöfe, Bischöfe un Mitglieder der Domkapitel .  CL die
„Verordnung ber die Bezüge der Erzbischöfe, Bischöfe und Mitglieder der
Domkapitel“*® SOWI1e dıe „Verordnung ber die Versorgung der Erzbischöfe,

«19Bischöte, Dıiıgnitäre un:! Kanoniker se1 ferner verwıesen. Das VO Bıischöf-
lıchen Stuhl der 1Ö0zese Augsburg selit der Säkularisation erworbene rund-
stockvermögen besteht 1m wesentlichen aus nıcht oder alımı rentierlichen
Objekten W1e€e dem Exerzitienhaus St Paulus 1in Leitershofen, Lkr. Augs-
burg, der den (ehemalıgen) Studienseminaren““ 1n Dıllıngen (Haus St Ulrich
und Haus St Stanıslaus) un! Kempten (Haus St Magnus). Sonst verfüg-
bare Eigenmittel dieser kırchlichen Stiftung des öffentlichen Rechts*! reichen
bıslang nıcht hın, den laufenden Betrieb un: den Bauunterhalt ihrer Einrich-
tungen bestreıten, da{fß diese Obyjekte selt vielen Jahrzehnten In erheb-
lıchem Umfang A4US Kirchensteuermuitteln der Diözese Augsburg Öördern
siınd

Dıie 1n der Literatur“ gelegentlich Vertretene Auffassung, dem Bischöflichen

17 Vom 19725 (BayRS 2220-3-K), geändert durch (zesetz VO 1986 205)
18 Vom 1959 (BayR5d -3-1-K).
19 Vom 20 1971 (BayR®S 2220-3-2-K).
70 Nach Art. 10 Bst. h) BayKonk/1 074 eıstet der Freıistaat Bayern für die bestehenden

bischöflichen Knaben- und Priesterseminare ANSCINCSSCILC Zuschüsse. Durch eıne Vereıin-
barung zwıschen dem Freıistaat Bayern und den sieben (Erz-)D1iözesen 1ın Bayern VO 18 3./9

1964 wurde uch diese konkordatäre Leistung 1M beiderseıitigen Interesse pauschalıert un
jJährlıch ach dem VO den sıeben I hhözesen testgestellten Schlüssel aufgeteıilt. Voraussetzung
für die staatlıche Leıistung 1St It. KMS VO 20 1992 (AZ 1H41:K 251482271592 578), da{fß
mındestens och eiınes der e1ım Abschlufß des Konkordats bestehenden Knaben- der Prie-
stersemıinare 1n der 107zese vorhanden 1St. Wenngleich die Bischötlichen Knaben- der Stu-
diıensemınare ın der 107ese Augsburg VOT einıgen Jahren mangels Nachfrage geschlossen
werden mußften, erd diese 107ese für das Priesterseminar bzw. den Klerikalseminar-
tonds weıterhiın eın Betrag 1n der bisherigen Höhe gewährt.

21 ( 1715 83 409 CGS Art. 140 Art 137 VIUIL, 138 { 1 WRV, Art 146 B Art. 10
S 1 Bst a) un:! d) BayKonk/1924, Art 13 RKonk
Vgl Listl, Die Bedeutung der Aufsicht und Kontrolle be] der kiırchlichen VermOgens- und
Finanzverwaltung auf der Ebene der 107zese ach den Bestimmungen des Codex lurıs Cano-
1C1 1983, ın Merten, Schmidt, Stettner Hrsg.], Der Verwaltungsstaat 1m Wandel,
München 1996, 185 terner Voll, Störle, andDuc. des Bayerischen Staatskır-
chenrechts, München 1985,
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Stuhl se1 der Status eıner Körperschaft des öffentlichen Rechts eıgen, fin-
det weder ın der hıstorischen Entwicklung“ och 1ın Art 13 des Reichskon-
kordats eıne Stütze; ausweiıslich se1ines Wortlautes unterscheıidet Art 13
RKonk nämlıch nıcht zwischen kırchlichen Körperschaften, Anstalten SOWIe
Stiftungen des öffentlichen Rechts. Fuür den Bıschöflichen Stuhl der 10zese
Augsburg 1st dıe Voraussetzung eıner „mitgliedschaftlich verfaßten, VO

Wechsel der Mitglieder unabhängigen, auf Dauer wirkenden Personenvereıin1-
nıcht erkennen, welche ıhn gemäfß den nunmehr unstreıtigen Vor-

gaben ın Rechtsprechung un! Lıteratur einer „Personalkörperschaft des
öffentlichen Rechts“ machen würde“*. uch der Codex lurıs Canonı1c1 1-
scheidet zwischen der 10zese als Teilkirche (G6 368, 369) SOWI1e dem Bischöf-
lıchen Stuhl als Leitungsamt (CC 41211.), aber auch als rechtsfähigem VermöO-
genstrager (CC 114 4S 115 D 1255 H257 GiG); nıcht unerwähnt bleıibe, da{fß
gemäafs C:  = 115 GAC: „eıne Gesamtheıt VO  e Personen L11UT aus mınde-

Treı Personen errichtet werden annn  “ Der Bischöfliche Stuhl der TDa
OZese Augsburg bıldet daher als rechtstähige Gesamtheıt VO Sachen SOWI1e
Rechten se1it alters her den vermögensrechtlichen Anhang elınes Kırchenamtes
un:! 1st auf Dauer vornehmlic dem 7weck gew1ıdmet, dem Bischof VO Augs-
burg als Amtsınhaber eıne Dienstwohnung 1m stıftungse1igenen Bischofshaus
un aus dem Ertrag des Stifttungsvermögens Einkünfte als Beıtrag seinem
Lebensunterhalt vewähren, deren Genufß ıhm auf die Dauer sel1nes Amtes
verliehen 1St. Der Stittungszweck umta{ßt terner die Förderung kirchlicher
Aufgaben besonderer Berücksichtigung der dem Biıschof VO Augsburg
anvertrauten umtassenden Sorge für die geordnete Durchführung des (sottes-
dıenstes, dıe Ausübung der Werke des Apostolats un der Carıtas SOWI1e die
Sıcherstellung eines ANSCINCSSCHENMN Unterhalts des Klerus un anderer Kır-
chenbediensteter 1m Bereich der Diözese Augsburg“”. Wenn also namentlich
die Verträge (Konkordate) ber die Errichtung des Bıstums Essen SOWI1e der
Bıstümer Magdeburg, Görlıitz, Ertfurt un: des Erzbistums Hamburg einem
Biıschöflichen Stuhl die Rechte eiıner Körperschaft des öffentlichen Rechts

Z Vgl hiıerzu Stutz, Geschichte des kırchlichen Benetizialwesens VO seınen Anfängen bıs auf
die Zeıt Alexanders HE Band 1, Berlin 1895, Z SOWI1e Meyurer (Anm 3
Vgl BVertG 1n KırchE b 338 (344 f > terner Kirchhoff, Die Kırchen als Körperschaften des
öffentlichen Rechts, ın /. Listl, Pırson andbuc. des Staatskirchenrechts der Bun-
desrepublik Deutschland, Band I’ Auflage, Berlin: 1994, 651 (657 15)
( 369, 5/76, 381 MI1t 402; 1 A GCAC Auf die neugefafte Satzung des Bischötlichen Stuhls der
1Özese Augsburg VO 1998 ABI 1999; 17) se1l terner verwıesen.
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billigen“®, 1St diese Verleihung VO Körperschaftsrechten auch angesichts
der Bestimmung 1n Canl. (TE ZW ar durchaus rechtsgültig; s1e VEIINAS Kr
doch für eıne Änderung der Rechtslage m Freıistaat Bayern unstreıt1g e1n-
erle1 Wırkungen enttalten. Die Bedenken, die schon Werner Weber“/ tor-
mulierte, gelten auch 1er. S tfinden sıch60  Eugen Kleindienst  billigen“®, so ist diese Verleihung von Körperschaftsrechten — auch angesichts  der Bestimmung in can. 3 CIC — zwar durchaus rechtsgültig; sie vermag je-  doch für eine Änderung der Rechtslage im Freistaat Bayern unstreitig kein-  erlei Wirkungen zu entfalten. Die Bedenken, die schon Werner Weber” for-  mulierte, gelten auch hier: „Es finden sich ... einige ‚Körperschaften‘ vor, die  weder einen Verband darstellen noch überhaupt irgendeine Art von Mit-  gliedschaft aufweisen. Sie entbehren also jedes körperschaftlichen Elements  und wollen offensichtlich dem Begriff der öffentlich-rechtlichen Körperschaft  nur das Moment der öffentlichen Rechtspersönlichkeit entleihen. Hier hat der  Gesetzesverfasser den traditionellen Sinn und die Wortbedeutung des Kör-  perschaftsbegriffs als einer Verbindung von Gliedern aus den Augen verloren  und ist er dem Irrtum erlegen, daß sich die Schaffung einer juristischen Per-  son des öffentlichen Rechts nur durch Verleihung der Rechtsstellung einer  Körperschaft des öffentlichen Rechts erzielen lasse.“  5. Das Domkapitel des Bistums Augsburg  Neben den Hochstiften waren auch die Domstifte als weltliche Territorien  der Domkapitel von Augsburg, Bamberg, Freising, Passau, Würzburg und  teilweise von Eichstätt im Zuge der Herrschaftssäkularisation gemäß $$ 34,  2 RDHS auf das Kurfürstentum Bayern übergegangen. Ihre Güter wurden im  Rahmen der Vermögenssäkularisation vom nunmehr berechtigten weltlichen  Erbfürsten nach Maßgabe der $$ 35, 36 und 61 RDHS eingezogen. Das Bayeri-  sche Konkordat von 1817 sah in Art. IV Abs. 2 ebenfalls eine Dotation der  Domkapitel in Gütern und ständigen Fonds zur Sicherstellung angemessener  Bezüge mit dem Recht der Selbstverwaltung vor; ferner wurde den Dignitären,  den älteren Kanonikern und den älteren Domvikaren je eine standesgemäße  Wohnung zugewiesen. Auch hier blieben Verhandlungen über den Vollzug  einer solchen Dotation letztlich ergebnislos?® mit der Folge, daß die betreffen-  den Dignitäre, Kanoniker und Domvikare ihre Vergütung und Versorgung  vom Freistaat Bayern nach Maßgabe der bereits oben erwähnten Bestimmun-  26 Vgl. hierzu Listl (Anm. 22), S. 188 Anm. 6.  27 Die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 2. Auflage, München  1943, S. 35 .  28 Groll (Anm. 15), ebenda.einıge€ ‚Körperschaften‘ VOIL, die
weder eınen Verband darstellen och überhaupt ırgendeine Art weCy Miıt-
olıedschaft aufweisen. S1e entbehren also jedes körperschaftlichen Elements
un: wollen offensichtlich dem Begriff der öffentlich-rechtlichen Körperschaft
1L1UT das Moment der öffentlichen Rechtspersönlichkeit entleihen. Hıer hat der
Gesetzesvertasser den tradıtionellen Sınn un! die Wortbedeutung des KOr-
perschaftsbegriffs als eıner Verbindung VO  S Gliedern aus den Augen verloren
un: 1St dem Irrtum erlegen, da sıch die Schaffung eıner Juristischen DPer-
SO des öffentlichen Rechts 1L1UT durch Verleihung der Rechtsstellung einer
Körperschaft des öffentlichen Rechts erzielen lasse.“

Das Dombkapıtel des Bıstums Augsburg
Neben den Hochstiften auch die Domstifte als weltliche Territorien
der Domkapıtel VO Augsburg, Bamberg, Freising, PAassau,; Würzburg un
teilweise VO Eıchstätt 1mM Zuge der Herrschattssäkularisation gemäfßs \ 54,

DHS auf das Kurfürstentum Bayern übergegangen. Ihre Csuter wurden 1mM
Rahmen der Vermögenssäkularısation VO nunmehr berechtigten weltlichen
Erbfürsten ach Mafsgabe der \ 35 316 und DHS eingezogen. DDas Bayerı1-
sche Konkordat VO 1847 sah iın Art Abs ebentfalls eıne Dotatıon der
Domkapiıtel 1n (Gsutern un ständıgen Fonds 7A0HE Sıcherstellung ANSCIMCSSCHNCK
Bezüge mıiıt dem Recht der Selbstverwaltung VOL; ferner wurde den Dıignitären,
den alteren Kanonikern un: den aAlteren Domvıkaren Je eıne standesgemäfße
Wohnung zugewıesen. uch 1er blieben Verhandlungen ber den Vollzug
eıner solchen Dotatıon letztlich ergebnislos“® mı1t der Folge, dafß die betretfften-
den Dıgnitäre, Kanoniker un: Domviıkare ıhre Vergütung un: Versorgung
VO Freıistaat Bayern ach Maißgabe der bereıts oben erwähnten Bestimmun-

26 Vgl hierzu Listl (Anm 2)7 188 Anm.
DF Die Körperschaften, Anstalten un Stiftungen des öttentlichen Rechts, Auflage, München

1943,
78 Groll (Anm 15X ebenda.
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SCH erhalten. eim Domkapıtel des Bıstums Augsburg handelt sıch eıne
Personenvereinigung V& zehn Diözesangeistlıchen mi1t Priester- oder Bı-
schofsweihe 1im Sınne VO  w Call. 115 GIE,; welcher die Durchführung des
tejerlichen Gottesdienstes, iınsbesondere des Kapıtelamtes, der Konventsmesse
SOWI1e des Chorgebetes, der Kathedralkirche obliegt (can 503 GIeE) Ya
gleich bıldet das Domkapıtel als Konsultorenkollegium des Bischofs eCin
bedeutsames Element der Bıstumsverfassung; als Bischöfliche Retferenten
unterstutzen die Domkapitulare den Diözesanbıischof 1ın der Leıtung SOWI1e
Verwaltung der 1Ö0zese un: haben be1 Erledigung des Biıschofsstuhls NnNamentL-
ıch die Aufgabe, einen Diözesanadmıinistrator wählen??. Nach staatlıchem
Recht 1st dem Domkapıtel des Bıstums Augsburg der Status eiıner (Personal-)
Körperschaft des öffentlichen Rechts eigen”?.

eim Kathedralfonds handelt 6S sıch eın rechtlich unselbständiges SONn-
dervermögen des Hohen Domes Z nserer Lieben FTAa  c iın Augsburg.
Seıne Funktion für dıe dıözesaneıgene Dom- bzw. Bischofskirche 1st einer Kır-
chenstiftung für die örtliche Pfarrkirche vergleichbar. Gemäß Art Abs 86
BayKonk/1817 werden „die Fonds, Eiınkünfte, beweglichen un!: unbeweg-
lıchen (aüter der bıschöflichen Kırchen (Domkıirche) un ihrer Fabriken
erhalten werden, un: WEeNnNn dieselben Z Unterhaltung der Kırchen, den
Ausgaben tür den Gottesdienst un: den Gehältern der nötıgen (weltlichen)
Diener nıcht zureichen“, wırd der Staat das Fehlende ergaänzenN . Ia dem
Kathedraltonds neben dem Inventar un:! dem Anwesen der Domkirche her-
kömmlich keine weıteren Güter, auch keine eıgene Kırchenstittung, zugeord-
NEet sınd, bilden konkordatäre Leistungen des Freıistaates Bayern einen rois-
teıl der Eınnahmen; 1mM übrigen werden die erwähnten Ausgaben weıthın aus

aufgekommenen freien Kollekten, also Gaben der Gläubigen, und diözesanen
Zuschüssen bestritten. Die Verwaltung des Domkirchengebäudes un:! selnes
Inventars SOWIl1e des Kathedraltfonds obliegt tradıtionsgemäfß dem „Summus
Custos“, der VO Bischof VO Augsburg AUS$S dem Kreıs der Domkapitulare
ETNANDE wırd??

29 ( 471 ( 1, 502 $ 3 GACG: ABI 1983, 369
Vgl Art. 140 ı. V Art 137 VIUIL, K I1 WRV, Art 146 B Art 10 Bst. a) und

31
7), 14 02 BayKonk/1924, Art. 13 RKonk.
Vgl nunmehr Art. 10 Bst. BayKonk/1924:
y 18 Abs und der Statuten des Domkapıtels des Bıstums Augsburg 1.d VO 10./

11 1985 (Rechtssammlung der 10zese Augsburg Nr. 5.4:3)
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Das Bischöfliche Priestersemıinar 5E Hıeronymus”
Im Rahmen der selt 1803 herrschenden Staatskirchenhoheit War eın Priester
prıimär Staatsdiener un:! als solcher Lehrer un: Erzieher des Volkes. Daher
sollte die Priesterausbildung verstaatlıcht werden un 1mM Georgianum 1n
Landshut erfolgen, das ach Öösterreichischem Vorbild Z Generalseminar
erhoben wurde*®. Die Nıederlassung des Priesterseminars ASt Hıeronymus“
des Bıstums Augsburg 1n Ptaffenhausen wurde 1m Zuge der Vermögens-
säkularısatıon ZWar aufgelöst, die Einrichtung als solche verblieb jedoch 1ın
Dillingen. Die bischöfliche Universıität VO Dıiıllıngen wurde 18063 1n eın
königliches Lyzeum, also eıne philosophisch-theologische Hochschule,
gewandelt, das dıe volle Ausbildung angehender Kleriker 1ın sıch schlofß;
dıe phılosophisch-theologische Lehranstalt der Jesuıten VO St Salvator in
Augsburg wurde ach 1805 mi1t dem Lyzeum 1ın Dıllıngen vereinig  en Ob:
gleich das Bayerische Konkordat VO 1817 ın Art den Erhalt oder die
Wıederherstellung bischöflicher Klerikalseminarıen ebenso vorsah W1€ deren
hınreichende Dotatıon 1in Csütern und ständigen Fonds, gingen die Verhand-
lungen dennoch 1L1UT schleppend un blieben letztlich ergebnislos.
Art Bst. BayKonk/1924 bestimmt daher, da{fß der Freıistaat
Bayern die bestehenden, ach den Vorschriftften des Kırchenrechts e1IN-
gerichteten Priıesterseminare ANSCIMNECSSCINEC Zuschüsse eisten wırd Empfänger
solcher staatlıcher Zuleistungen iSt herkömmlich der Bischöfliche Klerikal-
seminarfonds, welcher ohl ach 1803 Aaus zweckgebunden für das Bischöt-
lıche Priesterseminar SS Hıeronymus” 1n Dıllıngen angesammelten Zuwen-
dungen Lebenden der VO Todes als eıne rechtlich unselbstän-
dige Stiftung entstanden un! angewachsen 1St. Im Jahre 1874 21ng die Ver-
waltung dieses Fonds auf das Bischöfliche Ordinarıat, 9977 auf die Bischöft-
lıche Finanzkammer Augsburg ber. Die Haupteinnahmen des Bischöflichen
Klerikalseminarfonds bestehen neben der CNaANNTLEN Staatsleistung VOI -

nehmlıch AUS zweckgebundenen Kollekten un: Spenden, die gleichfalls
bestimmungsgemäfß die Bischöfliche Priesterseminarstiftung „St Hıerony-

C' Wıtetschek, Dıie kırchliche Erneuerung (1800—1 850), 1n Spindler, Handbuch der bayeri-
schen Geschichte, Band _  „ Teilband, München 1979 914
Witetschek, ebenda. Nach Mafißgabe des Vertrages zwischen dem Heıligen Stuhl und dem
Freıistaat Bayern VO 11 1970 523) wurde die Philosophisch-theologische
Hochschule Dillingen 1M Zuge der Errichtung eiınes Katholisch-theologischen Fachbereiches
der Uniiversıität Augsburg autfgelöst.
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mMuSs  u35’ welche ıhren S1ıt7 1987 ach Augsburg verlegt hat, weıtergeleitet WCCI -

den Das VO dieser Stiftung se1lt der Siäkularısation erworbene Grundstock-
vermogen besteht 1m wesentlichen aus nıcht der aum rentierlichen Objek-
ten W1€e dem Priestersemiınaranwesen 1n Augsburg. Sonst verfügbare Eıgen-
mıttel können bisher weder den laufenden Betrieb och den Bauunterhalt des
genannten Semi1inars hinlänglich sıcherstellen, da{fß diese Eıinrichtung se1it
vielen Jahrzehnten Zuleistungen AaUus diözesanem Kırchensteuerautkommen
erhält.

Die Klöster

Nıcht wenı1ge Klöster namentlıch der Benediktiner, Zısterzıenser, Prämonstra-
tEeNSsSer oder Augustiner-Chorherren auch 1m Bıstum Augsburg bedeut-
S\adille Zentren relig1öser, kırchlicher, kultureller, wıssenschaftlicher un:
pädagogischer Aktivitäten?®. twa die Hältte der Pfarreien eiınem Stift
oder Kloster inkorporiert37 da{fß diesem fterner die Förderung ortskirch-
licher Aufgaben zufielen, welche heute einer 1Ö0zese obliegt. Vor dem Hınter-
ogrund dieser skizzenhaften Darlegungen wiırd bereıits ersichtlich, welche ]S
wälzungen iın Staat, Kirche und Gesellschaft die Aufhebung der Klöster SOWI1e
die Einziehung ıhres Vermögens begründeten. Von den dreizehn reichsunmıt-
telbaren Abteijen un: Klöstern, die Kurbayern erhielt ($ befanden
sıch acht allein 1mM Bıstum Augsburg, nämli:ch 1ın Augsburg (St Ulrich un!:
Afra), Kaisheim, Irsee, Elchingen, Ottobeuren, Roggenburg, Ursberg SOWI1e
Wettenhausen. Die Reichsabtei Buxheim tiel den Graten VO Osteıin ($

JeENC 1ın Neresheim den Fürsten VO TIThurn un! Taxıs ( 13H
Von der 1n 45 DHS eröffneten Entschädigungsmöglıchkeıit durch die Auf-
hebung reichsmuittelbarer Stifte, Abteijen un Klöster machte das Kurfürsten-

25 Eıne kırchliche Stiftung des ötffentlichen Rechts (CC. 115 83 DA TE tt. GE Art. 140 1V:
Art. 1357 VUILL, 138 11 WRV, Art. 146 B Art 10 $$ 1 Bst. h 9 BayKonk, Art. A 1) 20
I8l RKonk).

36 Vgl hıerzu uch Weıis (Anm. 7),
3/ Mayer, Staat und Katholische Kirche 1n Bayern nach 1945, Beilage ZU Klerusblatt 1967

W: terner Dotterweich, Zur Erleichterung ıhrer Finanzen Das Ende der Reichskirche 1mM
Bıstum Augsburg, in Dotterweich, Liebhart, G1er, Rummel Die Säkulari-
satıon 1M Bıstum Augsburgs803) Ursachen, Durchführung, Folgen, Augsburg 1986,

(34)
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LUmM Bayern gleichfalls nachhaltigen Gebrauch. So 1e16 Freiherr VO Montgelas
zahlreiche landsässıge Abteıjen SOWI1e Klöster auch 1m Bereich des Bıstums
Augsburg autheben un deren Vermögen einzıehen, namentliıch Andechs,
Benediktbeuern, Bernried, Diefßen, Fultenbach, Hohenwart, Klosterwald,
Kühbach, Memmingen (Kreuzherrenkloster), Lauingen, Nıederschönenfeld,
Oberschönenteld, Polling, Steingaden, Thierhaupten SOWIl1e Wessobrunn. Dıie
landsässıgen Abteien 1n Donauwörth un Füssen SOWIl1e die Klöster in Kırch-
heım, Maıhingen un:! Mönchsdeggingen wurden dem Fürsten C} Qettingen-
Wallerstein zugewıesen ( 15 RDHS); das Kloster in Holzen bekam der
Furst N{} Hohenzollern-Sigmarıngen $ Yı Die Klöster St Georg un:

Kreuz 1n Augsburg tielen zunächst die Reichsstadt Augsburg $
1805 annn das Kurfürstentum Bayern. Lediglich die Elisabethine-

rınnen, die Englischen Fräulein un! dıe Ursulinen blieben Z Krankenpflege
SOWIe ZUur Erziehung der weıblichen Jugend zunächst och bestehen, WEeEIN

gleich eiıner umtassenden Staatskuratel unterstellt*2. Zugunsten der Mitglieder
aufgehobener Konvente SETZTE,; sotern S1e keinen Unterhalt iın der Seelsorge
tanden, auch das Kurfürstentum Bayern in Übereinstimmung mıiı1t den \ 55 {
DHS 1Ur kümmerliche Pensi:onen fest Die Klosterfrauen, aber auch die
Kapuzıner un:! Franzıskaner wurden 1n „Zentralklöstern“ zusammengeführt;
„Crepieranstälten tür die halsstarrıgen klostertreuen Individuen“ hat eın kur-
türstliıcher Kommissar solche Einrichtungen ZENANNL un hıerdurch die
tatsächliche Absıcht drastiısch FA Ausdruck gebracht . Da 1mM Rahmen der
Aufhebung VO Stiften, Abteien un: Klöstern SOWIl1e der Einzıehung un! Ver-
wertung ihres Vermögens oftmals weder die gebotene Rücksichtnahme geübt
och eıne schonende Abwicklung gewählt wurde, 1St 1n der Lıiteratur weıthın
unstreıitig””.

Gemäfß Art VII BayKonk/1817 erklärte sıch Könıg Maxımıilian Joseph
VO Bayern bereıt, ‚in Anbetracht der Vorteıle, welche die relig1ösen Orden
der Kırche un: dem Staate gebracht haben un! 1n der Folge auch och bringen
könnten,64  Eugen Kleindienst  tum Bayern gleichfalls nachhaltigen Gebrauch. So ließ Freiherr von Montgelas  zahlreiche landsässige Abteien sowie Klöster auch im Bereich des Bistums  Augsburg aufheben und deren Vermögen einziehen, namentlich Andechs,  Benediktbeuern, Bernried, Dießen, Fultenbach, Hohenwart, Klosterwald,  Kühbach, Memmingen (Kreuzherrenkloster), Lauingen, Niederschönenfeld,  Oberschönenfeld, Polling, Steingaden, Thierhaupten sowie Wessobrunn. Die  landsässigen Abteien in Donauwörth und Füssen sowie die Klöster in Kirch-  heim, Maihingen und Mönchsdeggingen wurden dem Fürsten von Oettingen-  Wallerstein zugewiesen ($ 15 RDHS); das Kloster in Holzen bekam der  Fürst von Hohenzollern-Sigmaringen ($ 10 RDHS). Die Klöster St. Georg und  Hl. Kreuz in Augsburg fielen zunächst an die Reichsstadt Augsburg ($ 27  RDHS), 1805 dann an das Kurfürstentum Bayern. Lediglich die Elisabethine-  rinnen, die Englischen Fräulein und die Ursulinen blieben zur Krankenpflege  sowie zur Erziehung der weiblichen Jugend zunächst noch bestehen, wenn-  gleich einer umfassenden Staatskuratel unterstellt*®. Zugunsten der Mitglieder  aufgehobener Konvente setzte, sofern sie keinen Unterhalt in der Seelsorge  fanden, auch das Kurfürstentum Bayern in Übereinstimmung mit den $$ 55 ff.  RDHS nur kümmerliche Pensionen fest. Die Klosterfrauen, aber auch die  Kapuziner und Franziskaner wurden in „Zentralklöstern“ zusammengeführt;  „Crepieranstälten für die halsstarrigen klostertreuen Individuen“ hat ein kur-  fürstlicher Kommissar solche Einrichtungen genannt und hierdurch die  tatsächliche Absicht drastisch zum Ausdruck gebracht”. Daß im Rahmen der  Aufhebung von Stiften, Abteien und Klöstern sowie der Einziehung und Ver-  wertung ihres Vermögens oftmals weder die gebotene Rücksichtnahme geübt  noch eine schonende Abwicklung gewählt wurde, ist in der Literatur weithin  unstreitig”.  Gemäß Art. VII BayKonk/1817 erklärte sich König Maximilian I. Joseph  von Bayern bereit, „in Anbetracht der Vorteile, welche die religiösen Orden  der Kirche und dem Staate gebracht haben und in der Folge auch noch bringen  könnten, ... einige Klöster der geistlichen Orden beiderlei Geschlechts entwe-  der zum Unterricht der Jugend in der Religion und den Wissenschaften oder  zur Aushilfe in der Seelsorge oder zur Krankenpflege im Benehmen mit dem  38 K. Hausberger, B. Hubensteiner, Bayerische Kirchengeschichte, München 1985, S. 279.  39 Hausberger, Hubensteiner, ebenda.  40 Vgl. etwa D. Stutzer, Die Säkularisation 1803 — Der Sturm auf Bayerns Kirchen und Klöster,  Rosenheim 1979, S. 89 ff.ein1ıge Klöster der geistlichen Orden beiderle1 Geschlechts W Ee-
der 78 8 Unterricht der Jugend ın der Religion un: den Wıiıssenschaften oder
11 Aushilte in der Seelsorge oder vAn Krankenpflege 1mM Benehmen MmMI1t dem

35 Hausberger, Hubensteiner, Bayerische Kırchengeschichte, München 1985, 279
Hausberger, Hubensteiner, ebenda
Vgl LWa Stutzer, Dıie Säkularisation 1803 Der Sturm autf Bayerns Kırchen und Klöster,
Rosenheim 1979 {$
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heiligen Stuhle mıiı1t ANSCINCSSCHCIK Dotatıon herstellen lassen“ In Aus-
tührung dieser Bestimmung 1st gerade VO Könı1g Ludwig grofßer
Wıderstände einıger Mınıster eine bedeutsame Anzahl VO Klöstern wıeder-
errichtet worden. 1ne ıdeale Vereinigung VO Religion, Wıssenschaft un
Kunst erblickte der KRegent 1m Benediktinerorden. Die 1834 gegründete Abte!]
St Stephan 1n Augsburg sollte eine bayerische Studienzentrale für das Gym-
nasıalwesen werden; das gleichzeıitig wıedererrichtete Kloster Ottobeuren
wurde ıhr als Priorat unterstellt*!. Die Gründung der Missıonsbenediktiner
VO ST Ottilien erfolgte 1884 Im Rahmen betreffender Restaurationsdekrete
wurden auch rein beschauliche Frauenklöster Schulorden. SO sınd beispiels-
welse die Nıederlassung der Zıisterzienserinnen 1n Oberschönenteld 836), dıie
Klöster der Dominıiıkanerinnen 1n Augsburg (St Ursula Donauwörth
(St Ursula 839), Fremdingen 828), Landsberg und Bad Wörishofen
(1842) SOWI1e jene der Franzıskanerinnen in Augsburg (Marıa Stern un:
Dillingen (1828) wiederhergestellt worden. uch die Instıtute der Englischen
Fräulein erstanden wıeder 1ın Augsburg und Günzburg der wurden NECUu C1 -

richtet: Kempten (1870) Klosterwald (1866), Lindau (1857); Mindelheim
ENeuburgX Schrobenhausen (1860) SOWIl1e Wallerstein S
Zunstien der Seelsorge wurden erwa die Klöster der Kapuzıner 1n Augsburg

Dillingen Immenstadt (1828) un Türkheim (1830) der die
Niıederlassungen der Franzıiıskaner 1ın Fuüssen (1836), Grafrath un: Klo-
sterlechteld (1830) wıedererrichtet. Dıie Leistungen karıtativer Orden fanden
Eerneut die gyebotene Anerkennung. Di1e Barmherzigen Brüder ließen sıch 1ın
Neuburg nıeder (485.1); spater auch die Elisabethinerinnen (1840) Gleiches
valt für die Franzıskanerinnen in Mindelheim (1 833) der die St Josefskongre-
vatıon in Ursberg 827 Wenngleich diese Orden regelmäfßige Erträgnisse A4US

iıhren bescheidenen konkordatären Dotatıonen, iınsbesondere A4aUS and- un
forstwirtschaftlichen Flächen erzıelen, bılden jedoch Entgelte, welche S1e für
die Tätigkeit ıhrer Patres der Schwestern ın Erziıehung un: Unterricht, iın der
Seelsorge oder 1m Dıiıenst Nächsten erhalten““, ıhre wesentlichen Einnah-
HI6  ;

41 Vgl hıerzu SOWI1E AA Folgenden Weber (Anm 273 9727 Brandmüller, Handbuch der
Bayerischen Kırchengeschichte, Bd 111 Hıer: Renner, Die Restauratıon des Benediktiner-
und /ısterzienserordens, /73/7—-753; Rummel, Die nıchtmonastischen Ordensgemeinschaf-
ten, /55—800, 920—-9729
Vgl hierzu die Ordnung ber die Gestellung VO Ordensmitgliedern nıcht ordenseigene
Eınrıchtungen 1n der 107zese Augsburg VO 25 1995 ABI 723
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Die Kırchenstiftungen
65 DHS bestimmte, da{ß „TIromme un mıilde Stifttungen66  Eugen Kleindienst  8. Die Kirchenstiftungen  $ 65 RDHS bestimmte, daß „fromme und milde Stiftungen ... wie jedes Privat-  eigentum zu konservieren (sind), doch so, daß sie der landesherrlichen Auf-  sicht und Leitung untergeben bleiben“. Aufgrund dieser Vorschrift ist auch in  Bayern das ortskirchliche Stiftungsvermögen im wesentlichen erhalten geblie-  ben, wenngleich die Verwaltung bestehender Kirchen- und Pfründestiftungen  einer umfassenden Staatskuratel unterworfen worden ist. Durch ein kurfürst-  liches Reskript” wurden den Rentämtern die Verwaltung aller Einnahmen  einer Kirchenstiftung „an Grundgilten, Interessen, Handlohn, die Errichtung  aller grundherrlichen Briefe, das Nachlaßwesen an obigen grundherrlichen  Abgaben mit der Schadensbesichtigung, die Zehentverstiftungen und Nach-  läße unter gleicher Bestimmung, die Aufsicht über die Kirchenverwaltungen,  die Verrechnung und Bestreitung aller Einnahmen und Ausgaben“ übertragen.  Daneben hatten die Landgerichte „die landesfürstlichen Rechte circa sacra,  ... alles was die Güter der Geistlichen betrifft, insbesondere die geistlichen Ver-  lassenschaften, das Kirchenbaukonkurrenzwesen, mit Ausnahme des Baues  selbst und die Verrechnung hierüber ... und alles was dem Rentamte nicht zu-  gewiesen ist“, zu besorgen. Durch Verordnung vom 29. Dezember 1806*  wurde die Verwaltung des gesamten (Kirchen-)Stiftungs- sowie Kommunal-  vermögens neu organisiert und in die Kompetenz des neu errichteten Ministe-  riums des Innern gegeben. Danach blieb zwar „das Stiftungsvermögen ... von  dem allgemeinen Staats- oder Finanzvermögen gänzlich gesondert“, machte je-  doch einen, den Zwecken des Kultus, der Erziehung und des Unterrichts sowie  der Wohltätigkeit „ausschließlich gewidmeten, selbständigen Teil der Staats-  verwaltung“ aus. Anstelle bislang bestehender „Oberpflegen, Deputationen,  Verwaltungen und Zechpflegen“ wurden „Administratoren“ als „Staatsdiener“  bestellt, denen namentlich die jährliche Aufstellung wohlbegründeter  Stiftungsetats als Grundlage aller Ordnung oblag*. Die auch infolge eines  schwerfälligen Verwaltungsvollzugs verfehlte Generaladministration des  Stiftungsvermögens wurde noch unter Graf von Montgelas rückgängig  gemacht*®. Durch Verordnung vom 6. März 1817* wurde diese Zentralverwal-  43  Vom 24. 3. 1802 (RegBl. S. 236/249).  44  RegBl. 1807, S. 49.  45  Edikte vom 1. 10. 1807 (RegBl. 1808, S. 209); Gemeindeedikt vom 24. 9. 1808 (RegBl. S. 2405).  46  Vgl. A. Dyroff, Die Entwicklung des bayerischen Staatskirchenrechts bezüglich des Ortskir-  chenvermögens bis zum Konkordat von 1817 — Geschichtliche Materialien zum Entwurf einerW1€ jedes Privat-

eiıgentum konservieren (sınd) doch 5 da{ß S1e der landesherrlichen ATIEs
sıcht un: Leıtung untergeben bleiben“ Aufgrund dieser Vorschriuft 1St auch in
Bayern das ortskirchliche Stifttungsvermögen 1m wesentlichen erhalten geblie-
ben, wenngleıch die Verwaltung bestehender Kırchen- un:! Pfründestittungen
eiıner umtassenden Staatskuratel unterworten worden 1St Durch eın kurfürst-
lıches Reskript” wurden den Rentämtern die Verwaltung aller Einnahmen
einer Kirchenstiftung „an Grundgilten, Interessen, Handlohn, dıe Errichtung
aller grundherrlichen Briefe, das Nachlafßwesen obıgen grundherrlichen
Abgaben mi1t der Schadensbesıichtigung, die Zehentverstittungen un Nach-
äße gleicher Bestimmung, die Auftsıicht ber die Kırchenverwaltungen,
die Verrechnung un:! Bestreitung aller Einnahmen un: Ausgaben“ übertragen.
Daneben hatten die Landgerichte „die andesfürstlichen Rechte CIrca66  Eugen Kleindienst  8. Die Kirchenstiftungen  $ 65 RDHS bestimmte, daß „fromme und milde Stiftungen ... wie jedes Privat-  eigentum zu konservieren (sind), doch so, daß sie der landesherrlichen Auf-  sicht und Leitung untergeben bleiben“. Aufgrund dieser Vorschrift ist auch in  Bayern das ortskirchliche Stiftungsvermögen im wesentlichen erhalten geblie-  ben, wenngleich die Verwaltung bestehender Kirchen- und Pfründestiftungen  einer umfassenden Staatskuratel unterworfen worden ist. Durch ein kurfürst-  liches Reskript” wurden den Rentämtern die Verwaltung aller Einnahmen  einer Kirchenstiftung „an Grundgilten, Interessen, Handlohn, die Errichtung  aller grundherrlichen Briefe, das Nachlaßwesen an obigen grundherrlichen  Abgaben mit der Schadensbesichtigung, die Zehentverstiftungen und Nach-  läße unter gleicher Bestimmung, die Aufsicht über die Kirchenverwaltungen,  die Verrechnung und Bestreitung aller Einnahmen und Ausgaben“ übertragen.  Daneben hatten die Landgerichte „die landesfürstlichen Rechte circa sacra,  ... alles was die Güter der Geistlichen betrifft, insbesondere die geistlichen Ver-  lassenschaften, das Kirchenbaukonkurrenzwesen, mit Ausnahme des Baues  selbst und die Verrechnung hierüber ... und alles was dem Rentamte nicht zu-  gewiesen ist“, zu besorgen. Durch Verordnung vom 29. Dezember 1806*  wurde die Verwaltung des gesamten (Kirchen-)Stiftungs- sowie Kommunal-  vermögens neu organisiert und in die Kompetenz des neu errichteten Ministe-  riums des Innern gegeben. Danach blieb zwar „das Stiftungsvermögen ... von  dem allgemeinen Staats- oder Finanzvermögen gänzlich gesondert“, machte je-  doch einen, den Zwecken des Kultus, der Erziehung und des Unterrichts sowie  der Wohltätigkeit „ausschließlich gewidmeten, selbständigen Teil der Staats-  verwaltung“ aus. Anstelle bislang bestehender „Oberpflegen, Deputationen,  Verwaltungen und Zechpflegen“ wurden „Administratoren“ als „Staatsdiener“  bestellt, denen namentlich die jährliche Aufstellung wohlbegründeter  Stiftungsetats als Grundlage aller Ordnung oblag*. Die auch infolge eines  schwerfälligen Verwaltungsvollzugs verfehlte Generaladministration des  Stiftungsvermögens wurde noch unter Graf von Montgelas rückgängig  gemacht*®. Durch Verordnung vom 6. März 1817* wurde diese Zentralverwal-  43  Vom 24. 3. 1802 (RegBl. S. 236/249).  44  RegBl. 1807, S. 49.  45  Edikte vom 1. 10. 1807 (RegBl. 1808, S. 209); Gemeindeedikt vom 24. 9. 1808 (RegBl. S. 2405).  46  Vgl. A. Dyroff, Die Entwicklung des bayerischen Staatskirchenrechts bezüglich des Ortskir-  chenvermögens bis zum Konkordat von 1817 — Geschichtliche Materialien zum Entwurf eineralles W as die Gsuter der Geistlichen betrifft, iınsbesondere die geistliıchen Ver-
lassenschaften, das Kırchenbaukonkurrenzwesen, mıiıt Ausnahme des Baues
selbst un! dıe Verrechnung hierüber66  Eugen Kleindienst  8. Die Kirchenstiftungen  $ 65 RDHS bestimmte, daß „fromme und milde Stiftungen ... wie jedes Privat-  eigentum zu konservieren (sind), doch so, daß sie der landesherrlichen Auf-  sicht und Leitung untergeben bleiben“. Aufgrund dieser Vorschrift ist auch in  Bayern das ortskirchliche Stiftungsvermögen im wesentlichen erhalten geblie-  ben, wenngleich die Verwaltung bestehender Kirchen- und Pfründestiftungen  einer umfassenden Staatskuratel unterworfen worden ist. Durch ein kurfürst-  liches Reskript” wurden den Rentämtern die Verwaltung aller Einnahmen  einer Kirchenstiftung „an Grundgilten, Interessen, Handlohn, die Errichtung  aller grundherrlichen Briefe, das Nachlaßwesen an obigen grundherrlichen  Abgaben mit der Schadensbesichtigung, die Zehentverstiftungen und Nach-  läße unter gleicher Bestimmung, die Aufsicht über die Kirchenverwaltungen,  die Verrechnung und Bestreitung aller Einnahmen und Ausgaben“ übertragen.  Daneben hatten die Landgerichte „die landesfürstlichen Rechte circa sacra,  ... alles was die Güter der Geistlichen betrifft, insbesondere die geistlichen Ver-  lassenschaften, das Kirchenbaukonkurrenzwesen, mit Ausnahme des Baues  selbst und die Verrechnung hierüber ... und alles was dem Rentamte nicht zu-  gewiesen ist“, zu besorgen. Durch Verordnung vom 29. Dezember 1806*  wurde die Verwaltung des gesamten (Kirchen-)Stiftungs- sowie Kommunal-  vermögens neu organisiert und in die Kompetenz des neu errichteten Ministe-  riums des Innern gegeben. Danach blieb zwar „das Stiftungsvermögen ... von  dem allgemeinen Staats- oder Finanzvermögen gänzlich gesondert“, machte je-  doch einen, den Zwecken des Kultus, der Erziehung und des Unterrichts sowie  der Wohltätigkeit „ausschließlich gewidmeten, selbständigen Teil der Staats-  verwaltung“ aus. Anstelle bislang bestehender „Oberpflegen, Deputationen,  Verwaltungen und Zechpflegen“ wurden „Administratoren“ als „Staatsdiener“  bestellt, denen namentlich die jährliche Aufstellung wohlbegründeter  Stiftungsetats als Grundlage aller Ordnung oblag*. Die auch infolge eines  schwerfälligen Verwaltungsvollzugs verfehlte Generaladministration des  Stiftungsvermögens wurde noch unter Graf von Montgelas rückgängig  gemacht*®. Durch Verordnung vom 6. März 1817* wurde diese Zentralverwal-  43  Vom 24. 3. 1802 (RegBl. S. 236/249).  44  RegBl. 1807, S. 49.  45  Edikte vom 1. 10. 1807 (RegBl. 1808, S. 209); Gemeindeedikt vom 24. 9. 1808 (RegBl. S. 2405).  46  Vgl. A. Dyroff, Die Entwicklung des bayerischen Staatskirchenrechts bezüglich des Ortskir-  chenvermögens bis zum Konkordat von 1817 — Geschichtliche Materialien zum Entwurf einerun: alles W as dem Rentamte nıcht
gewılesen “  ISt besorgen. Durch Verordnung VO Dezember 1806**
wurde die Verwaltung des (Kırchen-)Stiftungs- SOWI1e Kommunal-
vermogens NECUu organısıert un: 1n die Kompetenz des Hu errichteten inıste-
riums des Innern vegeben. Danach blieb ZW ar „das Stittungsvermögen66  Eugen Kleindienst  8. Die Kirchenstiftungen  $ 65 RDHS bestimmte, daß „fromme und milde Stiftungen ... wie jedes Privat-  eigentum zu konservieren (sind), doch so, daß sie der landesherrlichen Auf-  sicht und Leitung untergeben bleiben“. Aufgrund dieser Vorschrift ist auch in  Bayern das ortskirchliche Stiftungsvermögen im wesentlichen erhalten geblie-  ben, wenngleich die Verwaltung bestehender Kirchen- und Pfründestiftungen  einer umfassenden Staatskuratel unterworfen worden ist. Durch ein kurfürst-  liches Reskript” wurden den Rentämtern die Verwaltung aller Einnahmen  einer Kirchenstiftung „an Grundgilten, Interessen, Handlohn, die Errichtung  aller grundherrlichen Briefe, das Nachlaßwesen an obigen grundherrlichen  Abgaben mit der Schadensbesichtigung, die Zehentverstiftungen und Nach-  läße unter gleicher Bestimmung, die Aufsicht über die Kirchenverwaltungen,  die Verrechnung und Bestreitung aller Einnahmen und Ausgaben“ übertragen.  Daneben hatten die Landgerichte „die landesfürstlichen Rechte circa sacra,  ... alles was die Güter der Geistlichen betrifft, insbesondere die geistlichen Ver-  lassenschaften, das Kirchenbaukonkurrenzwesen, mit Ausnahme des Baues  selbst und die Verrechnung hierüber ... und alles was dem Rentamte nicht zu-  gewiesen ist“, zu besorgen. Durch Verordnung vom 29. Dezember 1806*  wurde die Verwaltung des gesamten (Kirchen-)Stiftungs- sowie Kommunal-  vermögens neu organisiert und in die Kompetenz des neu errichteten Ministe-  riums des Innern gegeben. Danach blieb zwar „das Stiftungsvermögen ... von  dem allgemeinen Staats- oder Finanzvermögen gänzlich gesondert“, machte je-  doch einen, den Zwecken des Kultus, der Erziehung und des Unterrichts sowie  der Wohltätigkeit „ausschließlich gewidmeten, selbständigen Teil der Staats-  verwaltung“ aus. Anstelle bislang bestehender „Oberpflegen, Deputationen,  Verwaltungen und Zechpflegen“ wurden „Administratoren“ als „Staatsdiener“  bestellt, denen namentlich die jährliche Aufstellung wohlbegründeter  Stiftungsetats als Grundlage aller Ordnung oblag*. Die auch infolge eines  schwerfälligen Verwaltungsvollzugs verfehlte Generaladministration des  Stiftungsvermögens wurde noch unter Graf von Montgelas rückgängig  gemacht*®. Durch Verordnung vom 6. März 1817* wurde diese Zentralverwal-  43  Vom 24. 3. 1802 (RegBl. S. 236/249).  44  RegBl. 1807, S. 49.  45  Edikte vom 1. 10. 1807 (RegBl. 1808, S. 209); Gemeindeedikt vom 24. 9. 1808 (RegBl. S. 2405).  46  Vgl. A. Dyroff, Die Entwicklung des bayerischen Staatskirchenrechts bezüglich des Ortskir-  chenvermögens bis zum Konkordat von 1817 — Geschichtliche Materialien zum Entwurf einerVO

dem allgemeinen Staats- der Fınanzvermögen yänzlıch gesondert“, machte fe:
doch eiınen, den 7Zwecken des Kultus, der Erziehung un: des Unterrichts SOWI1e
der Wohltätigkeıit „ausschliefßlich gewıdmeten, selbständigen eıl der Staats-
verwaltung“ au  N Anstelle bıslang bestehender „Oberpflegen, Deputatıonen,
Verwaltungen un! Zechpflegen“ wurden „Admuinıistratoren“ als „Staatsdiener“
bestellt, denen namentlich die Jährliche Aufstellung wohlbegründeter
Stiftungsetats als Grundlage aller Ordnung oblag? Di1e auch ınfolge eines
schwertälligen Verwaltungsvollzugs vertehlte Generaladministration des
Stiftungsvermögens wurde och raft VO Montgelas rückgängıg
gemacht . Durch Verordnung VO Maärz 181744 wurde diese Zentralverwal-

Vom 18072 (RegBl.
RegBl 1807,

45 Edıikte VO 1807 (RegBl. 1808, 209); Gemeindeedikt VO 1808 (RegBl.
Vgl Dyroff, Dıie Entwicklung des bayerıschen Staatskırchenrechts bezügliıch des Ortskir-
chenvermögens bıs zZzu Konkordat VO 1817 Geschichtliche Materıalıen Z Entwurftf eiıner
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(ung wıieder aufgehoben un:! die „Verwaltung des Stiftungs- un Kommunal-
vermögens“”, also auch der Kirchenstiftungen, Wahrung eıner umfassen-
den Staatskuratel den örtlichen (politischen) Gemeinden zurückgegeben bzw.
übertragen. Nach dem Gemeindeedikt VO L/ Maı 1818*S hatten in den Stid-
ten dıe Magıstrate, 1n Landgemeinden die Gemeindeausschüsse das ZEsSAMLE
kommunal- und lokale (Kırchen-)Stiftungsvermögen durch Stiftungsverwalter
b7zw. Stittungspfleger AaUs ıhrer Mıiıtte verwalten; die jJährlichen Etatentwürftfe
un: Rechnungen Öörtliıcher Kirchenstiftungen dem betreffenden Orts-
pfarrer Zur Einsıchtnahme un eventuellen Erinnerung vorzulegen. Das Frev1-
dierte Gemeindeedikt VO Jul:i 18349 hob auf Drangen evangelischer Mıt-
olieder des Augsburger Magıstrates dıe kommunale Verwaltung der Kırchen-
stiftungen auf un vertiraute „das Kırchenvermögen jeder Konfession un:!
Parochie (wieder) eıner besonderen Kirchenverwaltung“ Unter Kır-
chenstiftung versteht Ianl herkömmlıich eıne dem Kultus eıner öffentlich
erkannten Religionsgemeinschaft auf Dauer gewidmete Vermögensmasse
liegenden un: beweglichen CGsütern SOWI1e Rechten, welcher als Träger des 5S0S
Gotteshausvermögens VO alters her die Eigenschaft eıner Juristischen Person
zukommt: daher bedarf er weder des Nachweises eınes Stittungsgeschäfts och
einer besonderen landesherrlichen Bestätigung?”. Fur das Haushalts-, Kassen-
un: Rechnungswesen der Kırchenstiftungen enthielten die minıiısteriellen oll-
zugsinstruktionen VO 31 Oktober 1837>1 zwıngende Vorgaben die Ort-
lıchen Kırchenverwaltungen.

Im jJährlichen Voranschlag (Grundetat) der Kirchenstiftungen
Titel zunächst die Einnahmen AaUS den VorjJahren, also Kassenbestand ach
vorıger Rechnung, Einnahmerückstände, Rechnungsberichtigungen un
Ersatzleistungen SOWI1e Vorschußleistungen auf aufende Ausgabena-

SCH Titel I8l umta{fßte die Erträgnisse des Stiftungsvermögens. In Kapıtel
Ten die Zinsen VO Aktivkapitalien e1ım Staat un be1 der Grundrenten-
ablösungskasse, be1 Stiftungen un: Gemeıinden, be] Gesellschaften, z.B

bayerischen Kirchengemeindeordnung, Annalen des Deutschen Reıchs, München 1905, 641

47 RegBl 153
45 GBI
49 (G(3Bi 109

Vgl Entscheidung des Königlichen Verwaltungsgerichtshofes VO 19072 (Bd
149)

SE Zitiert ach Weber, Neue (Gesetz- und Verordnungssammlung tür das Königreich Bayern
miıt Einschlufß der Reichsgesetzgebung, Band 11L, Nördlingen 18859, 106
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Privateisenbahnen, be1 Kreditanstalten, Banken un Sparkassen SOWIl1e be1 Prı-
anzutühren. Kapıtel wıdmete sıch dem Ertrag der Realıtäten, welcher

sowohl in eigener Regıe VO Gebäuden (Miıetwohnungen), VO  — Waldungen
(Erlös Aaus verkauftem Holz) un! aus liegenden Gründen (Ernte); aber auch
durch Verpachtung ach vorstehender Spezifikation erwirtschaftet wurde. Des
weıteren die als Besoldungsteıle Bedienstete überlassenen Gebäude
un! Realıtätennutzungen 1n eld veranschlagen. Unter Kapitel oof
Einkünfte AUS Gewerben un: Gewerbsunternehmungen aufzulisten. Kapıtel
beinhaltete dıe FEinnahmen AUS Rechten, un: ZW alr AUsS S1014 Grundgefällen 1n
eld oder Naturalien SOWIl1e A4US sonstigen Rechten. 7u den Grundgetällen der
-abgaben zählten namentlich der Zehnt, die Stitten un Gilten SOWI1e das Faıie
demıium; den sonstigen Rechten gehörten ınsbesondere dıe Reichnisse
SOWI1e Sammlungen (Klingelbeutel, Opfterstockeinlagen). In Titel L11
Einnahmen A4US Sustentationsbeıiträgen, Zuschüssen un: besonderen Gegenlei-
Stungen des Staates, der Stiftungen, der Kommunen SOWIl1e der Prıyvaten darzu-
legen. (Genannt selen die Anteıle der Kirchenstiftung Mefsstipendien und
Stolarıen, die Friedhofsgebühren, das Kirchenstuhlgeld, die Reichnisse SOWIe
J agd“) Gemeinde-, Weide- un: Forstrechte. Titel ertaiste schliefßlich sonstige
Eiınnahmen, insbesondere unbelastete Schenkungen der Vermächtnisse SOWIl1e
Erlöse Aaus dem Verkauf entbehrlicher Mobilien.

Als Entschädigung für die 5S0% karolingische bzw. pippinıdische Sikularısa-
t10N erhielt der geistliche Zehnt durch dıe Gesetzgebung Könı1g Pıppins, die
durch Kaıser arl den Großen 749 auf dem Kapitulare VO  — Heristal bestätigt
wurde, den Charakter eıner allgemeın leistenden, auch durch weltliche
Strafe erzwıngbaren Abgabe dıe Kirche??. Unter Bezugnahme auf das
Zehntgesetz des Alten Bundes sollte jeder Christ VO seinem Gesamteinkom-
INCIL, also VO den Früchten der Felder SOWI1e den Finkünften AUS Handwerk
un: Handel, den zehnten eıl dıe Kırche abführen, C+0ft tür das
Gedeihen der Arbeıt durch Gaben seıne bestellten Diener danken. Der
Zehnt, die alteste La1:enabgabe die Kırche, breitete sıch ber ganz Europa
auUs, WUI'C[C VO den Gläubigen 1ın Bayern als auf Grund un Boden ruhende
Reallast den Heıliıgen (Patron) der örtlıchen Tautkirche treuhänderisch eNTtT-

richtet un: ahm der Viıertelung des Kırchenvermögens ZUgunsten VO

Bıschof, Klerus, Armen und Ortskirche teıl Man unterschied den Grofßzehnt,
z. B VO Getreıide, Holz, Weın der Großvieh (Blutzehnt), VO Kleinzehnt,
eLtwa VO Gartenfrüchten w 1e€e bst und (semüse oder VO tierischen Produk-

Dyroff (Anm 46), 644
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ten (Milch, Käse der Eıer); der Feldzehnt kam entweder als Altzehnt VO be-
reıits kultivierten oder als Neubruchzehnt VO  $ Erst urbar gemachten Lände-
reien??. Im Lauftfe des Mittelalters ng der Zehnt vielfach durch Verpachtung
(Lehe), Verpfändung, Verkauf des Grundbesitzes USW. in La1:enhand ber un:
wurde verbunden mı1t der Kırchenbaulast Annex grundherrlicher Rechte.
uch Kırchenstiftungen vergaben als herkömmliche Grundherren ıhr ber-
eigentum (domınıum diırectum) Ländereien regelmäßıg Nutzeigentum
(dominıum utıle) Grundholden, die hierfür bestimmte Entgelte (Prästa-
tıonen) entrichten hatten. Diese bestanden in barem Gelde (Stiften), ın
Naturalleistungen (Gilten) oder ın Arbeiten mıiıt and un ıeh (Hand- un:
Spanndienste). 1nNe solche Prästatıon bıldete auch das Laudem1ium (Leibgeld),
welches be1 jeder Veränderung des domınıum utile, se1 CS durch Kauf, Tausch,
Erbfall der Schenkung, VO Grundholden bezahlen Wr  D4 In AB
ZUS des (jesetzes VO Junı 1848°>>° wurden 1in Bayern alle Zehnten un:
ähnlichen Grundgetälle, iınsbesondere die Stiften, Gilten un Laudemıien, auf-
gehoben, fixiert, also 1n eıne jährliche Abgabe VO pflichten Grundstücken
gewandelt, un als 50 Bodenzıins den herkömmlıich Berechtigten gezahlt.
Der Pflichtige vermochte diese jJäahrlıch fixiıerte Grundabgabe terner jederzeıt
durch bare Entrichtung des achtzehntachen Jahresbetrages oder durch Bestel-
lung eines gleichhohen, 49% verzinslichen Bodenzinskapitals, das 1n das
Hypothekenbuch anzumelden un einzutragen WAal, abzulösen?®. Durch (3e-
SEetrz VO 28 Maı 1852>/ konnte auch die autf dem Zehntrechte lastende kırch-
lıche Baupflicht”® durch gerichtliche Deponierung VO Ablösungsschuld-
briefen des Staates der anderer vierprozentiger iınländischer Staatspapıere
versichert bleiben, als Reallast auf dem Grundbesitz radızıert, in eınen ständi-
SCH jJährlichen Baukanon umgewandelt der yänzlıch abgelöst werden.

Eın Mefsstipendium als abe für die Zelebration eıner Messe 1n eıner be-
stimmten Intention beträgt 1m Bıstum Augsburg heute einheıtlich /008
diese Gebühr wiırd VO der Öörtlichen Kirchenstiftung verbucht. Stolarıen WCCI-

den ausschließlich für eıne Trauung (ın öheV 50,00 DM) SOWIl1e Beerdigung

Stingl, Bestimmungen des bayerischen Staates ber die Verwaltung des katholischen Pfarr-
diesseıits des Rheıines, Auflage, München 1890, 29

Stingl (Anm. 5), 5 10)
(5B%
Stingl (Anm. 5)7 55

5/ (3B1 A
58 Sıehe hıerzu namentlich Mayer (Anm. 37 70 f. ferner Zängl, Staatlıche Baulast Kul-

tusgebäuden 1mM Rechtskreis des gemeınen Rechts, Bay VBl 1988, 609 {f:; 649 +
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(ın öhe VO 65,00 DM) erhoben; diese Gebühren sınd oleichfalls die Ort-
lıche Kırchenstiftung entrichten??. Zur Erhaltung der Kırchenstühle konnte
dıe Kırchenstiftung eın betreffendes Stuhlgeld erheben, un:! ZW ar VO einer be-
stiımmten Person der Famaiılie, welcher die betreffende Nutzung verliehen
worden Wal, eıne solche Taxe wurde allerdings VO der katholischen Kirche
prımär 1m lınksrheinischen Bayern geltend gemacht?”.

Reichnisse stutzen sıch auf örtliches Gewohnheitsrecht un: stellen beson-
ere Gaben VO Pfarrangehörigen 1n eld oder Naturalien dar, die kırch-
lıche Stittungen als Beıtrag 7R Unterhalt VO Priestern der esnern
gewähren sind®! Das Reichnis selbst ruht herkömmlich auf bestimmten An-

un: 1St VO jedem Eıgentümer als Reichnispflichtigem aufgrund seıner
Zugehörıigkeit Z Pfarrverband entrichten. ine derartıge Forderung
zaählt FE Grundstockvermögen der berechtigten Stiftung, das ach den Vörs
gaben des Bayerischen Gesetzgebers 1n seinem Bestand ungeschmälert
erhalten ist®“. Als öffentlich-rechtlich gelten Reıichnisse, WEeNnNn sS1e entweder VO

eıner Körperschaft bzw. Stiftung des öffentlichen Rechts eısten sınd der
auf der Mıtgliedschaft SOWI1e einem Anwesen 1MmM Pfarrverband beruhen; letz-
tere sınd als S101°4 Kirchentrachten 1L1UT VO Konfessionsangehörigen SOWIl1e
Eıgentümern herkömmlich bestimmter Anwesen entrichten®?. Privatrecht-
lıche Reichnisse sınd ZW ar VO der Zugehörigkeit ZU Ptarrverband losgelöst,
erftassen aber 1m übrigen WwW1e€e die Kırchentrachten eiınen bestimmten Personen-
kreıs oder ruhen auf betreffenden Anwesen®*?. Für den Bereich der Diözese
Augsburg 1St testzuhalten, da sıch die Bischöfliche Fıinanzkammer se1lt Jahr-
zehnten eıne verwaltungsmäßige Vereinfachung dieses Bereiches bemüht:
un ZWar 1n orm der VO Bayerischen Gesetzgeber ausschliefßlich vorgesehe-
HE Ablösung althergebrachter Reichnisse ZUgunNsten kırchlicher Stittungen,
wobel als Kapitalisierungstaktor das 18,6fache des Jahreswertes eınes Reichnis-
SCS Siult. Als Reichnisberechtigter oilt hıerbei dıe jeweılige kırchliche Stifttung,
nıcht etwa der örtliche Priester oder Mesner. Durch diese Bemühungen OonNnn-

ABI 1995, 133 siehe terner 245, 246, 1264 Nr. C: IC
Girisch, Hellmuth, Pachelbel, Handwörterbuch des Bayerıschen Staatskırchenrechts,
Auflage, München, Berlin un! Leipzıg 1914, 257 (261 f 9 terner Ch Meurer, Bayerisches

Kırchenvermögensrecht, Band Bayerisches Kırchenstiftungsrecht, Stuttgart 1899, 413
61 Art. BaydStG.

Art. 10 BaydStG.
63 Art. 36 BaydtG.

Vgl Art. 11 BaydtG.
65 Art. E A 11 BaydtG, $ 13 { 1 BewG
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ten 1m Jahre 1993 Reichnisse des Freıistaates Bayern ZUgunNsten berechtigter
Kirchenstiftungen un: 1n 1994 gegenüber betreffenden Pfründestiftungen
gänzlich abgelöst werden. 1ne möglıchst vollständige Bereinigung dieses Be-
reiches durch entsprechende Ablösungen mı1t derzeıt lediglich 3() Kommu-
NCN, einem halben Dutzend kommunalen (Hospital-)Stiftungen, eLtwa eiınem
Dutzend Adelıgen SOWI1e rd Privatleuten als och Reichnispflichtigen wiırd
angestrebt.

Die Pfründestiftungen
Das Kurfürstentum b7zw. Königreıch Bayern hatte iın Vollzug VO G DHS
zahlreiche Pfarreıen, die 1n och- un! Domstiften, Abteıen oder Klöstern 1N-
korporiert auch un: gerade 1m Bıstum Augsburg HE errichten. Be]l
den VO Königreich oftmals 88758 unzureichend dotierten Kirchenstittungen als
Trägern des s 102°4 Gotteshausvermögens ehemalıger Stitts- un Klosterkirchen

66hatte für deren ungedeckten jahrlichen Bedarf das Staatsärar auftzukommen
Der Bedarf den VO königlichen Arar leistenden Zuschüssen W ar se1it
1834 VO den Kirchenverwaltungen als Urganen un!: gesetzlichen Vertretern
betreffender Kirchenstiftungen in den Grundetat törmlich einzustellen un
alljährlıch der königlichen Kreisregierung als Unterkuratelbehörde ZUTr Pru-
tung vorzulegen. Fur die Dotatıon ehemals iınkorporierter Pfründestittungen
xab ein Reskrıipt VO Maı 1806°/ Ma{fs, wonach die Finkünfte des Pfarrers
sıch aus eıner jährlichen fixen Besoldung VO 600 fl AaUuUs Tagwerk Feld und
Wıesengrund der eiıner Geldentschädigung VO tür das Tagwerk, aus

eiınem jährlichen Brennholzbezuge VO Klafter der eıner Geldentschädıi-
SUuNg VO  - für das Klafter, AaUus freier Wohnung auf Ararialkosten nebst
eiınem kleinen Hausgärtchen, aus dem freien (senusse der wandelbaren Stolge-
bühren SOWIl1e aus einem Jahresgehalte VO 300 f1 für jeden statusmäfßiıg hal-
tenden Hiltspriester ZUsamMeENSETLZLEN; die Stadtpfarrer sollten 600 f1
jJahrlıch 900 f1 tixen Gehalt beziehen®?. Unter eiıner Pfründestittung versteht

Vgl Ministerialentschließung VO 1844 (Weber UL 531)
Ziıtiert ach Stingl (Anm 53));

68 Dıieses Einkommen tür Pfarrer Wal vergleichbar mMi1t den Ertragen, die einem Pfarrer bereıts
VOT der Säkularisation Aaus seiner Ptründe ZUI Verfügung standen. Es entsprach dem gehobe-
I9148! Durchschnitt der FEinkommensverhältnisse in der Bevölkerung. Erheblich geringer tielen
jedoch die FEinkünfte der Domkapıtulare und Prälaten der Klöster auUs, dıe VOT der Säkularisa-
t107N 1n der Spıtzengruppe der Einkommen lagen. Dıi1e Vermoögensertrage des Augsburger
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I1a  — herkömmlich eiıne mi1t einem Kırchenamte dauernd verbundene Ver-
mOgensmasse, die dem Zweck gewıdmet ist, dem Pfründeinhaber eıne Dienst-
wohnung 1mM Pfarrhaus un: A4aUS dem Ertrag des S1901° Stellenvermögens Eın-
künfte als Beıtrag seiınem Lebensunterhalt vewäahren, deren Genuß ıhm
auf die Dauer selnes Amtes verliehen ist®?. Gemiäß Verordnung VO Dezem-
ber 181 170 Fassıonen ber den Ertrag der sämtlichen katholischen Pfar-
reıen, Prädıkaturen, Kuratıen, Exposıturen un:! Beneftfizien des Königreıichs
SOWIe deren Beschreibung VO den hierauf instıtulerten un: 1mM Besıitze befind-
lıchen Geistlichen fertigen. Im Rahmen einer Fassıon der Pfründeerträg-
nısse die betreffenden Einkünfte vollständig dokumentieren. Titel
unterschied als Quellen e1ınes staändıgen Gehalts mıt Benennung der Bezüge-

eld oder Naturalien die Staatskassen, Stittungskassen, Gemeinde-
kassen, andere Ptarreien SOWIe Private. Tiıtel H ertafste die Zinsen aus Pfründe-
kapıtalıen, Titel 1E dıie Einkünfte Aaus Realıtäten. Unter Titel die
Erträge aus grundherrlichen Rechten (Grundgefälle), AUS Zehenten SOWIe aus

J agd—‚ Gemeıinde-, Weide- un Forstrechten darzustellen. Tiıtel wıdmete sich
den Einnahmen aus besonders bezahlten Dienstverrichtungen, namentlich AUS

ständıgen Bezügen VO gestifteten Gottesdiensten, AaUS$ Stolgefällen oder Mefiß-
stıpendien. In Titel VI Einkünfte aus herkömmlichen Gaben un: Samm -
lungen be1 der Gemeinde aufzulisten. Titel VII schliefßlich betraf Unterhalts-
beiträge für die Hılfsgeistlichkeıit; un ZW ar AUS der Staatskasse, aus Stiftungs-
kassen oder A4US Sammlungen Naturalıen be1 der Gemeinde.

Aufgrund erheblicher Eiınbußen, welche namentliıch die Pfründestiftungen
durch das bereıits zıtlerte Grundentlastungsgesetz ertahren hatten, kam CS ab
dem Jahre 1849 Aufbesserungen des Eıiınkommens der 1n der Seelsorge tatı-
SCH Pfründeinhaber aus Staatsmıitteln, die spater auch auft die Hıltsgeistlichen
ausgedehnt wurden/!. Wiährend das Königreich Bayern diese Ergänzungen

Domkapıtels lagen VOT der Säkularısatıon be] etwa 120000 In heutige Verhältnisse annähe-
rungsweıse übertragen, lagen diese ber dem, W as staatlıchen Rentenleistungen un:! Ver-
moOgensertragen gegenwärtıig ZUTr Verfügung steht. Vgl hıerzu namentliıch Fassl, Konfession,
Wırtschaft un! Politik Von der Reichsstadt rAbDe Industriestadt, Augsburg 50—-18 S1gma-
rıngen 1988, 93{., 103 Eın anschauliches Eıinzelbeispiel stellt ferner Buxbaum, Die
Auswirkungen der kurfürstlich-bayerischen Säkularisatıon VO 1802/1 803 autf die Pftarrei Wal-
leshausen un!: deren Neuorganısatıon 18506, 1mM Jahrbuch des ereins für Augsburger Bıstums-
geschichte WOAZ. dar.

Krick, Handbuch des katholischen Pfründewesens MI1t Rücksicht auf die 1m Königreich
Bayern geltenden staatlıchen Bestimmungen, Auflage, Kempten und München 1905;
RegBl 1812,

/1 Vgl hierzu Mayer (Anm 15
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ach Mafsgabe der jJahrlichen Staatshaushalte als treiwillig und wıderruflich be-
trachtete, erachtete iınsbesondere die katholische Kırche derartige Leistungen
als rechtsverbindlich. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde diese aterı1e durch
das (Geset7z ber die Ergänzung des Eiınkommens der Seelsorgegeistlichen”“ NCUu

geordnet; allerdings 1n dessen Art 10 testgestellt, da{fß die bisherige rechtliche
Natur der Staatszuschüsse nıcht verändert werde. Im Bayerischen Konkordat
VO 1924 wırd die staatlıche Eınkommensergänzung der Seelsorgegeistlichen

TEeI Stellen erwähnt”?, also dem Grunde nach, wenngleich nıcht ach Art
un Höhe, verbindlich testgestellt. Aufgrund des Gesetzes ber die Senkung
der Staatsleistungen für kırchliche Zwecke‘* enttie]l aAb Aprıil 1936 eiıne at-
liche Eınkommensergänzung. Nachdem S1e zunächst durch eine jJährliche
Dotatıon ın oöhe VO 2,80 für Je einen Bekenntnisangehörigen EerIrSEeLZTt
wurde, 1St ab Aprıil 1939 auch eıne derartige Staatsleistung durch die Natıional-
soz1alısten völlig eingestellt worden. Nach Ende des Zweıten Weltkrieges
wurde diese verfassungs- SOWI1e konkordatswidrige Praxıs verlassen:; seıther
werden VO Freıistaat Bayern wıederum Dotationen ZUr Besoldung der Seel-
sorgegeıstliıchen 1n orm V:C). Pauschbeträgen vemäafßs der Zahl der Bekennt-
nısangehörigen gewährt””.

10 Dıie Emeritenanstalt der 1özese Augsburg
Vor der Siäkularisation VO 1803 Wr die Versorgung VO alten der kranken
Geıistlichen, SOWeIlt S1e nıcht auf iıhren Pfarrstellen verblieben bzw. sıch auft In
kurat- oder Frühme(lbenefizien zurückzogen, auf mehrftfache Weı1se gesichert‘®.
und die Hälfte der Pfarreien 1m Bıstum Augsburg früher eiınem Klo-
StTIer ınkorporiert; der Orden hatte daher auch für seıne Pfarrer 1m Alter der
be] Krankheit autzukommen. Di1e übrigen Geıistlichen versorgten die och-
stifte SOWI1e Domkapıtel durch eld oder Naturalleistungen. Nach der Sikula-

F Vom 1977 469)
73 Vgl Art. 10 Bst. k)’ 13 8 > 14 $ 3 BayKonk/1924.
/4 Vom Z 1936 (GVBlI 105)
75 Vgl dıe Vereinbarung zwischen dem Freıistaat Bayern und den sıeben bayerischen rZ-)

Diözesen VO 129 1958, welche dem 18 3./9 1964 ihre derzeit gültıge Neuftas-
SUNg rtahren hat.

/6 Vgl hiıerzu SOWI1e ZU Folgenden Mayer (Anm 3)’ f’ terner Schmuitz, Besoldung und
Versorgung des Diözesanklerus Vom ausgehenden IX Jahrhundert bıs ZUT!T Rechtslage aut-
grund des Codex Iurıs Canonicı VO 1983, Egelsbach, Frankfurt, Washington, 1995 tt.
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risatıon hatte das Kurfürstentum b7zw. Königreich Bayern als Universalrechts-
nachfolger der hochstittischen Güter, der bischöflichen un: domkapiıtlischen
IDomanen SOWI1Ee der enteıgneten Abteıen un!: Klöster auch alle Lasten ber-
nehmen, welche auftf diesen eingezogenen Vermogen ruhten. Folglich hatte die
Altersversorgung ehemalıger Klosterpfarrer das Königreıich Bayern ın gleicher
Weıse bestreıten w1e bislang das säkularısıerte Kloster:; terner W arlr die
Unterstutzung, welche die Bischöfe un: Domkapitulare VOT der Sikularısatıon
aus ıhren omanen alte der kranke Geistliche leisteten, als inhaltsgleiche
Verbindlichkeıit mI1t den eingezogenen CGsutern auf den bayerischen Staat ber-
gegangen‘”. Diese auch in Art des Bayerischen Konkordates VO 181 doku-
mentierte Verpflichtung hat der bayerische Staat 1n der Folgezeıit weıthın
dadurch erfüllt, da{ß namentlich ZUgUNSIEN der Zu Oktober 1845 als eıne
Körperschaft des öffentlichen Rechts errichteten Emeritenanstalt der 10zese
Augsburg”® Zuschüsse eıstet.

In der katholischen Kırche ex1istierten ursprünglıch keıine absoluten Weıihen;
vielmehr wurde der ach Bedarf un Vermoögen eıner Diözese ordınıerte Ge1lst-
lıche dauernd eiıner bestimmten Kırche (vielfach ach dem Titelheiligen be-
nannt) angestellt (daher dıe Bezeichnungen titülus“ b7zw titulatus®); welcher
namentlich durch bischöfliche Instıtution auf das ortskirchliche Pfründever-
mogen seinen Lebensunterhalt erhielt”?. Be1i eıner Weihe ohne diesen Titel
(titulus benefticı11) hatte der Bischof persönlich tür den Unterhalt SOrg«CN,
sotfern der Ordinierte nıcht selbst hinreichendes Vermoögen (titulus patrımon11)
besafß; daneben haben sıch durch päpstliche un! staatlıche Gesetze, aber auch
durch Gewohnheitsrecht och weıtere Tischtitel entwickelt. Vornehmlıich in
Deutschland sıcherte ach dem Irıdentinum eın Dritter (Landesherr, Kloster,
Stadt usf.) dem Ordini:erenden eiınen aNSECMEECSSCHCH Unterhalt £, solange
och unbepfründet oder vermögenslos W ar un eıne ausreichende Versorgung
nıcht erlangen konnte. Eın derartıger subsidiiärer Tischtitel rechtlich eın
Unterstützungsversprechen seıtens des Landesherrn wurde ın Bayern Z1T

Regel; als s 102° staatlıcher Tischtitel bildete eınen Gnadenakt des Könıigs, 1n
dessen Namen un:! auf dessen Weıisung das Kultusministerium eıne solche

Vgl $ 39 DHS
78 DDiese Rechtsstellung 1St der FEmeritenanstalt der 10zese Augsburg It. KMS VO 28 196/

(Nr. 438) bereıits selmt deren Errichtung eıgen; aut ıhre 1n Übereinstimmung mıt
A ( 2; 1274 02 C4AC neugefafßte Satzung VO 1997/ (ABI 479) se1l terner verwıe-

C321

Vgl Mayer SOWI1E Schmuitz (Anm 7)’ ebenda.
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Zusage erteılte. uch ach Abschaffung der Monarchie hat der bayerische
Staat ber se1ın Kultusministerium einzelnen Kandıdaten den Tischtitel weıter-
hın zugesichert. Gemäfß 14 der dem Juli 1923 namentlich auch für
dıe Emerıitenanstalt der 10zese Augsburg neugefaßten Einheitssatzung galten
allerdings die Ansprüche des einzelnen Geıistlichen den Freıistaat Bayern
AaUuUsSs der Verleihung des staatlıchen Tischtitels durch die Gewährung eınes be-
treffenden Ruhegehalts seıtens der Emerıitenanstalt als abgegolten. Die Verle1i-
hung eınes staatlıchen Tischtitels 1St den Natıionalsozialisten 1m Jahre
1936 eingestellt und ach Ende des Zweıten Weltkrieges nıcht mehr AUSSCSPIO-
chen worden. uch der Geıistliche, welcher den staatlıchen Tischtitel se1it dieser
eıt nıcht mehr erlangen kann, besitzt daher keinen unmıttelbaren Anspruch

den bayerischen Staaf, sondern lediglich die Emerıitenanstalt, die
weıterhıin 1ın Übereinstimmung mi1t Art Bst 1) des Bayerischen Kon-
kordates VO 1924 Staatszuschüsse erhält. An diesem konkordatsmäßigen
Anspruch der Kırche VO Augsburg für ıhre Emerıten hat sıch der Eın-
stellung eıner staatlıchen Tischtitelverleihung rechtlich nıchts geändert. Nach-
dem diese staatlıche Dotatıon SOWIl1e verfügbare Eigenmittel der Emeriıten-
anstalt lediglich run eın Drittel des tatsächlichen Versorgungsaufwandes
bestreiten vermogen, 1sSt das Fehlende selt vielen Jahrzehnten 1m wesentlichen
aus dem Kırchensteuerautkommen der 107zese Augsburg erganzen.

Ir Die Entwicklung des Kirchensteuerwesens ın Bayern
uch angesichts der vorstehend näher dargestellten Einkunftsarten

iınsbesondere die Kirchen- un! Pfründestiftungen dennoch nıcht 1ın der Lage,
die ortskirchlichen Bedürfnisse 1n den Bereichen des Gottesdienstes, der Ver-
kündigung SOWI1e des Dienstes Nächsten 1n der erforderlichen un Zze1lt-
gerechten Weıse befriedigen. In Anlehnung das tranzösısche Vorbild
eınes aufgeklärten Staatskirchentums wurden daher 1n Bayern die Ausgaben
7111 „hinlänglichen Deckung der Lokal-Kirchenbedürfnisse“ ach Mafsgabe
des Ediktes ber das Gemeindewesen VO September 1 80850 als Angele-
genheıt der Kommune erklärt.

„ LU dem Gemeindegute, welches die Gemeinde als notwendiges Miıttel ZUTr

Erreichung des gesellschaftlichen Zweckes besitzt“ gehörten namlıch auch

RegBl 2405
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„alle ZUTF Religionsausübung, rA8 Unterrichte und ZuUur Wohltätigkeit be-
stimmten Stiftungen“. „Denn obschon diese Stiftungen für sıch bestehende
KoOrper sind un! eıner besonderen Kuratel un!: Oberaufsicht stehen,
sınd doch alle Stifttungen solcher Art. welche eiınem Orte gewıdmet sınd,
den Gemeinden ausdrücklich versichert und garantıert worden.“ „Dıie Ge:
meınden sınd verbunden (auch dıe Eınriıchtungen ZUr Religions-
ausübung) ach den Bedürfnissen un: den Ertordernissen des gesellschaftli-
chen 7Zweckes herzustellen un erganzen.” Lalr Herstellung un: Reparatıon
der nötıgen Gebäude hatten die Gemeinden „Frohnden eisten“. Mıt Ver-
ordnung VO Februar 18126°} schuf das Königreıich Bayern die Mög-
lıchkeıt, tür kırchliche Zwecke, namentlich den ABau un: die Unterhaltung der
Kırchen, der Ptarr- un Mesnerhäuser“, durch die Kommunen Umlagen VO

den betreffenden Glaubensgenossen erheben lassen. Umlagen für Kırchen-
7zwecke wurden also ZUr Gemeindesache b7zw. -aufgabe erklärt; S1e ıhrer
Natur ach eıne N© Staats auferlegte Steuer für Kommunalzwecke.
Diese Rechtslage wurde 181 durch die Verfassungsurkunde** Samıt Gemeinde-
un: Religionsedikt übernommen. Gemäiäß eiınem (seset7z VO 1819° wurden dıe
kırchlichen 7Zwecke eıner kommunalen Umlage VO Religionsgenossen ferner

die „Anschaffung VO Kırchenrequisiten, annn (den Unterhaltszuschufß
für Geıistliche“ erganzt. Obgleich das Revidierte Gemeindeedikt VO  — 18345*+
„das Kirchenvermögen jeder Konftfession un Parochie (wıieder) eıner be-
sonderen Kırchenverwaltung“ an  rtraute, belie{fß die Gemeindeordnung VO

1869° das besondere Umlagerecht tür Kultusbedürfnisse dennoch be1 der
Kommune. In eiınem Landtagsabschied®® wurde 1892 SAHT: Erleichterung der
Umlagenbeschlüsse die SO Kirchengemeinderepräsentation anstelle eıner
Versammlung der Kirchengemeindemitglieder enugte auftf Antrag die tünffa-
che Zahl der gewählten Mitglieder eıner Kırchenverwaltung eingeführt, die
Umlagenpflıcht SCHAUCI umschrieben un: für die Beitreibung der Umlagen auftf
dıe sınngemäafßse Anwendung der ach der Gemeindeordnung VO 1869 tür die
Kommunen geltenden Bestimmungen verwıesen.

Wenn auch das (sesetz ber die „Kırchensteuer für die protestantıschen Kır-

x ] RegBl 321
82
83

Vom 1818 (GBI 101)
Vom DD 1819 (GBI 83)
Vom 1834 (GBI 109)

85 Vom 1869 (GBL 865)
Vom CM 1897 131)
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chen des Königreıichs Bayern  Z 1910 1n Kraft WAal, führte doch erst

die Kirchengemeindeordnung VO 1912655 ein ortskirchliches Umlagerecht
ZunNsten der Kirchengemeinden als Körperschaften des öffentlichen Rechts
Ww1e€e eın enswertes Selbstverwaltungsrecht e1ın; dıe bislang umtassende Kı
rate] namentlich ber die Kirchenstiftungen als Stifttungen des öffentlichen
Rechts wurde durch eıne eingeschränkte, gesetzlich ftestumschriebene Staats-
aufsıcht Ersetzt Im Zuge der Neufassung des Staatskirchenrechts ach dem Fr-
sten Weltkrieg wurde annn auch der katholischen Kırche eın wirkliches Selbst-
ordnungs- un Selbstverwaltungsrecht eingeräumt SOWI1e den bayerischen
(Erz-)D1iö6zesen weıtgehender Ersetzung des ortskirchlichen Umlage-
SYSTEMS die Möglichkeit eröffnet, ZUuUr Deckung ıhrer Bedürfnisse für (5ottes-
dienst, Verkündigung un: breitgefächertem Dienst Nächsten VO ıhren
Gläubigen verfassungsrechtlich verankerte Abgaben ach Malisgabe der Abüf:
gerlichen Steuerlisten“ erheben®?. Diese für das ur partnerschaftliche Ver-
hältnıs 7zwiıischen Staat un Kırche sıgnıfıkante Grundlinıie blieb erhalten, auch
WE die folgenden Jahre diesem Rechtsbereich mehrere AÄAnderungen
brachten un:! die national-sozialıstischen Machthaber 1im „Gesetz ber die
Erhebung VO Kirchensteuern“*  \o erhebliche belastende Einschränkungen VOI-

nahmen. Nach dem 7zweıten Weltkrieg wurden diese verfassungs- un konkor-
datswıdrıgen eengungen durch die „Verordnung Nr. ber die Änderung
des 691  Kirchensteuergesetzes wiedergutmachend beseıtigt. Das 1954 1ICU-

gefafßste Bayerische Kirchensteuergesetz” W ar aufgrund mehrerer Urteile des
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1965 ändern un: wurde seither
mehrtach?® den sıch wandelnden steuerrechtlichen Gegebenheıten angepakßt.

Nach dem Verlust der wirtschaftlichen Eigenständigkeıit durch dıe Sikuları-
satıon un ach den me1lst wen1g befriedigenden egen Z Ordnung der Kır-
chenfinanzierung 1m Jahrhundert hat die Kırche erst durch die Einführung
der Kırchensteuer wıeder eın eigenständiges un: unabhängiges Finanzıerungs-
instrument ‚W ONNCIL, das der Freiheit der Kırche eiınerseılts un: der WIr-

Vom 1908 513) Samıt Entschließung VO 1910 149)
XS Vom 24 191972 GVBI 9ın

Vgl &Na 1496„Art 17 HL VI WRYVG y 18 111 Verfassungsurkunde des Freıistaats
Bayern VO': 1919 534), Religionsgesellschaftliches Steuergesetz VO

19721 GVBl. 459), Art 10 BayKonk/1924.
Vom FT 1941 GVBI 169); sıehe terner ABI 1942,

91 Vom 21 1945 1946, 22
Vom AA 11 1954 305)

03 Zuletzt durch (jesetz VO Z v 1994
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kungsvollen Ausübung iıhres Auftrages andererseits gerecht werden VeC1I -

MNag FEın solches Fınanzıerungssystem, das 1in der Regel mı1t rund 5 Prozent
die bedeutsamste Einnahmequelle der Kıirche bıldet, bietet auch gegenwartıg
keinen Anlafß Veränderung; enn die Verpflichtung VO Gliedern einer
Gemeiinschaft Abgaben für eben diese Gemeinschaft 1st nıchts Ungewöhn-
lıches. Fur den Eınzug der Kırchensteuer staatlıche Dienstleistungen in
Anspruch nehmen, liegt 1m Interesse VO Staat, Kırche und Gesellschaft.
Der Staat erhält dafür eine ANSCINCSSCIC Gegenleistung, die ıhm die (GGemeln-
kosten seiıner Fınanzverwaltung miı1t tragen hılft, dıe Kırche bezieht auf relatıv
kurzem Weg Miıttel für dıe Erfüllung ıhrer Aufgaben, un: der Gesellschaft
kommt das Ergebnis dieses Vertahrens insgesamt ZUguLE.
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